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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Jetzt putzen sie wieder - die Bürgerinnen und Bürger

in Städten und Gemeinden landauf, landab. Kaum ist die

feuchtkalte Jahreszeit vorbei, beginnt das ehrenamtliche

Großreinemachen in Parks, Sportanlagen,Wäldern und

entlang der Straßen. In dieser alljährlichen Welle der 

Sauberkeits-Begeisterung stecken zwei Botschaften. Die

gute: Bürgerinnen und Bürger engagieren sich für ihre

Kommune und deren adrettes Erscheinungsbild. Die 

betrübliche: Solche Frühjahrs-Aktionen sind offensichtlich

nötig, damit die Städte und Gemeinden nicht im Müll 

ersticken.

Stadtreinigung gehört zu den Errungenschaften des 

modernen Gemeinwesens.Waren es früher vorwiegend

hygienische Gründe, warum Unrat von den Straßen 

geräumt werden sollte, spielen heute Kriminalprävention

und Schutz des Eigentums eine größere Rolle. Nur die 

saubere Stadt und Gemeinde wird von ihren Bewohnern

tatsächlich als angenehm empfunden.

Die von Finanznot gebeutelten Kommunen haben es nicht

leicht, die Erwartungen der Bürgerschaft zu erfüllen. Denn

die Lebensgewohnheiten haben sich geändert - in 

Richtung mehr Abfall. Immer mehr Menschen verpflegen

sich mit Dingen, die sie „mal eben“ an der Straße kaufen.

Die zahllosen Tüten, Schachteln, Becher und Dosen landen

oft nicht dort, wo sie eigentlich hingehören - in 

öffentlichen Abfallkörben.„Ex und hopp“ gilt als cool -

nicht nur bei Jugendlichen. Die auswaschbare Plastikdose

mit dem Butterbrot hat dagegen einen schweren Stand.

Experten moderner Stadtreinigung begegnen dieser 

Müllflut mit einer Doppelstrategie. Zum einen wird 

intelligent geputzt - mit immer besseren Geräten und 

immer raffinierteren Reinigungsplänen. Dann haben viele

Gemeinden die Bußgelder für das achtlose Entsorgen von

Abfall deutlich erhöht. In Siegburg und Erftstadt

beispielsweise kostet eine weggeworfene Kippe 15 Euro.

Gebraucht wird freilich ein aktiver Ordnungsdienst, damit

man der Müllsünder auch habhaft wird.

Ganz ohne Bürgersinn und Gemeinschaftsgeist ist das

Ideal der sauberen Stadt oder Gemeinde nicht zu 

verwirklichen. Daher wird es auch weiterhin Appelle und

Kampagnen zu Müllvermeidung und ordnungsgemäßer

Müllentsorgung geben. Dabei ist die unsichtbare Grenze

zu beachten, wenn Sauberkeitsbedürfnis in 

Reinlichkeitswahn umschlägt.Wo Menschen 

zusammenleben, wird es immer „Schmuddelecken“ 

geben. Angesichts von Lärm, Abgasen und Bausünden im

Stadtbild ist die herumliegende Getränkedose in 

Einzelfällen nicht einmal das größte Übel.

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

EDITORIAL
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Public Private Partnership
im Hochbau
Anleitung zur Prüfung der Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung von PPP-Projekten im öffentlichen
Hochbau, A 4, 96 S., April 2007 
Public Private Partnership und Neues Kommuna-
les Finanzmanagement,A 4, 62 S.,April 2007, bei-
de hrsg. vom NRW-Finanzministerium, im Internet
herunterzuladen unter www.ppp.nrw.de

Den kommunalen Aufsichtsbehörden wird die Arbeit bei Public Pri-
vate Partnership-Projekten (PPP) erleichtert. Die Landesregierung
stellt mit dem „Plausibilitätscheck“ sowie „Public Private Partner-
ship und Neues Kommunales Finanzmanagement“ zwei neue Bro-
schüren vor. Der Leitfaden „Plausibilitätscheck“ konzentriert sich
auf die kommunalaufsichtlichen Rahmenbedingungen. Er wurde
von der PPP-Task-Force des NRW-Finanzministeriums und dem
NRW-Innenministerium unter Beteiligung der Bezirksregierungen
erarbeitet.Dabei wurden auch bereits die seit Oktober 2006 gelten-
den neuen Regelungen zur Kreditwirtschaft der Gemeinden be-
rücksichtigt.
Die Broschüre „Public Private Partnership und Neues Kommunales
Finanzmanagement“ legt erstmals die Wirkungen einzelner PPP-
Modelltypen auf das Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF)
offen, beispielsweise die bilanziellen Konsequenzen. Anhand von
Beispielen wird gezeigt, wie aus dem Zusammenspiel von Planung,
Finanzierung und Gebäudemanagement im Rahmen des NKF er-
hebliche Effizienzvorteile zu erzielen sind. Mithilfe dieser Broschü-
ren können Kommunen bereits im Vorfeld herausfinden, was beim
Start von PPP-Projekten in Bezug auf das NKF zu beachten ist, und
können dies in ihrer Planung berücksichtigen.
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Doppik-Training 
kommunal
Von der Eröffnungsbilanz zum Jahres-
abschluss. Die buchhalterische Simula-
tion eines Haushaltsjahres, v. Hans-
Christian Schmidt, 99 S., 17,50 Euro,
KBW Fachbuchverlag, ISBN 3-936151-
23-7, zu beziehen im Internet unter 
www.kbw-fachbuchverlag.de

Das Fachbuch stellt anhand typischer Buchungsvorgänge dar, wie
sowohl die alltäglichen Geschäftsvorfälle als auch die Jahresab-
schlussbuchungen im doppischen Rechnungswesen behandelt
werden. Insbesondere wird die Finanzrechnung als dritte Kompo-
nente des neuen kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens
trainiert. Der Autor hat eine Vielzahl von Aufgaben erarbeitet,die es
den Lesern und Leserinnen ermöglichen, ihre Kenntnisse zu über-
prüfen. Das Buch ist für Personen gedacht, die bereits Kenntnisse
auf dem Gebiet der kaufmännischen Buchführung besitzen. Es ist
ausdrücklich nicht als Einführung in das doppische Haushaltsrecht
konzipiert, sondern soll eine Hilfe darstellen, den Zusammenhang
von Bilanz, Ergebnisrechnung und Finanzrechnung zu verstehen.
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Deutscher Hauptschulpreis für 
Schule im Sauerland
Die Möhnesee-Schule in der Gemeinde Möhnesee ist als beste
Hauptschule Deutschlands ausgezeichnet worden. Die Schule hat
gemeinsam mit der Gemeinde und Betrieben ein Konzept zur Be-
rufsorientierung etabliert. Durch Information, Potenzial-Analyse,
Beratung, Förderung, Praktika, Bewerbungstraining und Vermitt-
lung werden die Schüler ab der fünften Klasse an die Berufswelt
herangeführt. Dabei geben ehemalige Schüler ihre Lebens- und
Berufserfahrung an jetzige Schüler weiter. Jeder Absolvent erhält
zusätzlich zum Zeugnis eine Kompetenzmappe, die seine „Starken
Seiten“ dokumentiert.

Erstmals wieder mehr 
Einbürgerungen in NRW
Erstmals seit sechs Jahren haben wieder mehr Menschen in
Nordrhein-Westfalen die deutsche Staatsangehörigkeit ange-
nommen. Wie die Landesregierung mitteilt, stieg die Zahl der
Einbürgerungen 2006 im Vergleich zum Vorjahr um 4,7 Prozent
auf insgesamt 36.758, davon 17.679 Frauen und 19.079 Männer.
Mit 11.484 Einbürgerungen stellten Menschen türkischer Her-
kunft die größte Gruppe. Dahinter folgten ehemalige Staatsan-
gehörige aus Serbien-Montenegro mit 3.830 Einbürgerungen so-
wie frühere Polen mit 2.047 und Marokkaner mit 1.888 Einbürge-
rungen.

Badegewässer landesweit in gutem
Zustand
In den nordrhein-westfälischen Badeseen kann ohne Bedenken
gebadet werden. Dies geht aus der Badegewässerkarte 2007 her-
vor. Danach haben von den 89 offiziell ausgewiesenen Badestellen
im Land im vergangenen Jahr 64 das Prädikat „zum Baden gut ge-
eignet“ erhalten. Weitere 23 Badestellen sind „zum Baden geeig-
net“. Lediglich in einem Freizeitpark der Stadt Höxter hat es Ge-
wässerbelastungen und ein befristetes Badeverbot gegeben. In ei-
nem Freibad der Gemeinde Simmerath konnte die Wasserqualität
nicht bewertet werden, weil kein Badebetrieb stattfand. Aus NRW
sind insgesamt 73 Seen und Talsperren bei der EU als Badeseen ge-
meldet.

Deutsche Alleenstraße bald auch 
in Nordrhein-Westfalen
Die Deutsche Alleenstraße führt künftig auch durch Nordrhein-
Westfalen.Dies beschloss die Mitgliederversammlung der Arbeits-
gemeinschaft Deutsche Alleenstraße in Stralsund. Sie folgte damit
den Anträgen der Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt
Nordrhein-Westfalen e. V. sowie des NRW-Umweltministeriums.
Die vorgeschlagene Route durch NRW beginnt in der Stadt Höxter
und führt über die Städte Detmold, Paderborn und Soest nach
Dortmund, um dann in einer großen Schleife durch das südwest-
liche Münsterland, den Niederrhein und das Bergische Land bei
Bonn die Landesgrenze nach Rheinland-Pfalz zu erreichen.

Landesgartenschau 2010 im 
Märkischen Kreis 
Die Stadt Hemer wird im Jahre 2010 als erste Kommune im Sauer-
land die NRW-Landesgartenschau ausrichten. Schwerpunkt und
Austragungsort wird die erst im Januar 2007 von der Bundeswehr
geräumte Blücher-Kaserne sein. Auf dem 28 Hektar großen Gelän-
de sollen Freizeit- und Sport-Angebote für die Besucher entstehen.
Dafür sind insgesamt 18 Mio. Euro an Investitionen geplant. Das
Land NRW fördert die Gartenschau mit rund zehn Mio. Euro. Die
Stadt erwartet bis zu 700.000 Besucher und fünf Mio.Euro Einnah-
men aus Eintrittsgeldern.

Preis für Modellprojekt zum 
doppischen Kommunalhaushalt
Das Modellprojekt „Doppischer Kommunalhaushalt in NRW“ des
NRW-Innenministeriums mit sieben Modellkommunen ist mit
dem zweiten Preis für „Hervorragende Akte auf dem Gebiet der Ge-
setzgebung“ ausgezeichnet worden. Die Deutsche Gesellschaft
für Gesetzgebung würdigte damit die praxisnahe Vorbereitung
des kommunalen Finanzmanagementgesetzes in NRW. Gemein-
sam mit den Städten Brühl, Dortmund, Düsseldorf, Moers und
Münster sowie der Gemeinde Hiddenhausen und dem Kreis Gü-
tersloh hatte das NRW-Innenministerium die Grundlage erarbei-
tet zum Gesetz über ein Neues Kommunales Finanzmanagement
für Gemeinden im Land NRW, das am 1. Januar 2005 in Kraft trat.

Kreditprogramm für sturmbedingte
Waldschäden
Viele Kommunen mit Waldbesitz haben nach dem Orkan „Kyrill“
Anfang dieses Jahres erhebliche Ausgaben, um die Waldschäden
zu beseitigen. Das Land NRW und die NRW.Bank stellen im Rah-
men des Sonderkreditprogramms „Waldschäden kommunal“ nun
zinsgünstige Kredite von bis zu einer Million Euro in Aussicht, die
zur Aufarbeitung und Vermarktung des durch „Kyrill“ entstande-
nen Sturmholzes benötigt werden. Die Kredite haben eine Laufzeit
von vier Jahren. Davon ist ein Jahr tilgungsfrei. Der Zinssatz wird
durch Zuschüsse des NRW-Umweltministeriums reduziert und
liegt derzeit bei 2,85 Prozent.

Wettbewerb „GesundMobil“ für 
Kommunen und Unternehmen
Kommunales und betriebliches Mobilitätsmanagement können
einen Beitrag zu mehr Effizienz im Verkehr, zur Reduktion des Kfz-
Verkehrsaufkommens und damit zum Umwelt- und Klimaschutz
leisten. Aus diesem Grund hat das NRW-Umweltministerium in
Zusammenarbeit mit dem Verkehrs- und dem Gesundheitsminis-
terium sowie den kommunalen Spitzenverbänden in NRW den
Wettbewerb „GesundMobil“ ausgeschrieben.Teilnehmen können
Städte, Gemeinden und Kreise sowie Wirtschaftsunternehmen
und andere betriebliche Einrichtungen. Bewerbungsschluss ist der
31. Juli 2007. Bewerbungsunterlagen gibt es im Internet unter
www.apug.nrw.de .

NACHRICHTEN
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die Einsatzzahl wieder rückläufig. Stattdes-
sen werden immer mehr Kleinstkehrfahr-
zeuge mit geschlossener Fahrerkabine ein-
gesetzt, die statt eines Kehrichtbehälters
beispielsweise einen eingestellten 240-Li-
ter-Müllgroßbehälter nutzen.
Eine weitere Neuentwicklung sind mobile
Laubblasgeräte - häufig als Rückentragege-
räte. Diese Gebläse werden inzwischen von
den Reinigern als Ersatz oder Ergänzung
zum Besen benutzt. Der Vorteil liegt in der
größeren Reinigungsleistung insbesondere
in der Laubzeit. Der Luftstrahl kann aber
auch Verschmutzungen unter Fahrzeugen
oder aus Ecken entfernen, wo man mit dem
Besen nicht hinkommt.
Allerdings wird der Einsatz der Laubbläser
durch die Geräte- und Maschinenlärm-
schutzverordnung eingeschränkt. Ebenso
sehen Kunden im Rahmen der Feinstaub-
und Klimawandel-Diskussion die Anwen-
dung von Geräten, die mit Benzinmotor an-
getrieben werden, zunehmend kritisch.

REINIGUNGSSYSTEME KOMBINIERT

Neue Formen der Arbeitsorganisation füh-
ren dazu, dass manuelle und maschinelle
Reinigungssysteme kombiniert und somit
ihre jeweiligen Stärken genutzt werden.Ge-
rade in Bereichen, wo Gehwege und Fahr-
bahnen sowie Fußgängerzonen und Ge-
schäftsbereiche zu reinigen sind, wird die-
ses Kombi-Reinigungssystem in verschiede-
nen Ausprägungen eingesetzt.
Die Größe der Arbeitsgruppen ist variabel
und beginnt mit einem Kehrfahrzeug, das
durch Beikehrer unterstützt wird, und geht
bis zu Arbeitsgruppen von mehreren Kehr-,
Wasch- oder Kolonnenfahrzeugen mit ma-
nuellem Reinigungspersonal. Die Vorteile
der manuellen Reinigung - Erfassen von
punktuellen oder auch schwer zugängli-
chen Verschmutzungen - können kombi-
niert werden mit der maschinellen Flächen-
reinigung, die wirtschaftlicher ist und zu-
gleich zu einem guten Reinigungsbild führt.
Dabei ist es möglich, bei einer Reinigung
mehrmals täglich oder mehrmals wöchent-
lich die Bereiche einmal verstärkt manuell
und beim nächsten Mal schwerpunktmä-
ßig maschinell reinigen zu lassen.Dies führt
zu einem besseren Reinigungsergebnis, als
wenn immer nur eine Reinigungsform zum
Einsatz käme.

In gut zwei Jahrzehnten hat sich der Fokus kommunaler 
Reinigungsbetriebe von der Straßenreinigung auf die 
Stadtsauberkeit insgesamt ausgeweitet

Höchstleistungen auf
der Jagd nach Schmutz
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� Kombinierter Einsatz - in vielen Kommunen 
sorgen Spezialfahrzeuge und Kehrpersonal für
Sauberkeit in den Straßen

Reinigung schon seit geraumer Zeit, wäh-
rend der Einsatz von Kleinkehrfahrzeugen
noch lange durch anfällige Technik belastet
war. Erst in den zurückliegenden 15 Jahren
konnten hier deutliche Verbesserungen be-
züglich der Zuverlässigkeit der Fahrzeuge
erzielt werden.
Auch die Hersteller tragen zur besseren
Verfügbarkeit der Kleinfahrzeuge bei, in-
dem sie einen so genannten Vollservice
anbieten, der beispielsweise vor Ort be-
findliche Leihfahrzeuge als Ersatz für aus-
gefallene Fahrzeuge vorsieht. Dies ist not-
wendig, da die Kleinkehrfahrzeuge für re-
gelmäßige tagesgenau zu erbringende
Leistungen eingesetzt werden und damit
eine hohe Einsatzzuverlässigkeit erfor-
dern.

KLEINFAHRZEUGE IM KOMMEN

Die zwischenzeitlich verbreiteten handge-
führten Kehraggregate sind im Hinblick auf

In den zurückliegenden 25 Jahren hat sich
bei der öffentlichen Reinigung der Stra-

ßen eine Entwicklung vollzogen, die durch
technischen Fortschritt, neue Arbeitsorga-
nisation, eine deutlich gestiegene Erwar-
tungshaltung der Kunden sowie vor allem
von der veränderten Nutzung des öffentli-
chen Raumes geprägt ist. Noch um 1980
war die Straßenreinigung dominiert von der
manuellen Reinigungsleistung des Straßen-
kehrers, der entweder als Einzelreiniger
oder in der Kolonne arbeitete. In der Zwi-
schenzeit fand eine erhebliche Mechanisie-
rung dieser Tätigkeit statt.
Das Straßenkehrfahrzeug mit LKW-Chassis
und Kehraufbau unterstützt die manuelle

DER AUTOR
Udo Meyer ist Vorsitzender
des Fachausschusses 
Straßenreinigung des VKS
im VKU
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THEMA SAUBERE STADT

Bei der Kombinationsreinigung gibt es in
den Betrieben viele Bandbreiten. Im Regel-
fall setzen sich die Arbeitsgruppen aus Kehr-
und Kolonnenfahrzeugen sowie entspre-
chendem Reinigungspersonal zusammen.
Die neuen Reinigungseinheiten werden in
den Betrieben auch immer häufiger als
selbstständige und eigenverantwortliche
Teams organisiert. Dies dient dazu, die Ar-
beitsmotivation der Teammitglieder durch
mehr Einfluss auf den Arbeitsablauf zu stei-
gern und das Know-how der Mitarbeiter vor
Ort verstärkt zu nutzen.
Die Steuerung der Teams erfolgt im Regel-
fall durch einen Gruppenleiter, der entspre-
chend den Bedürfnissen tagesaktuell die
Ressourcen in seinem Revier verteilen kann,
um ein optimales Reinigungsergebnis zu er-
zielen.Die Einführung der Kombinationsrei-
nigung ist insbesondere mit der Kostenop-
timierung und der Qualitätssteigerung zu
begründen.

GESTIEGENE ANSPRÜCHE

Kunden der Reinigungsbetriebe sind unmit-
telbar die beauftragenden Kommunen,
aber auch die Bürger. Diese haben aufgrund
der Entrichtung von Reinigungsgebühren
häufig eine weit individuellere Vorstellung
davon, wie die Reinigungsleistung zu er-
bringen ist.
Im Gegensatz zu den gestiegenen Ansprü-
chen an die Sauberkeit steht der Wunsch
nach Gebührenstabilität. Vor 25 Jahren war
es insbesondere wichtig, die in der Satzung
vorgegebene Reinigungshäufigkeit einzu-
halten. Dies reicht heute aufgrund der ge-
stiegenen Sauberkeitsansprüche der Kun-
den nicht mehr aus. Stattdessen werden
Reinigungsqualitäten definiert,die zu errei-
chen sind, und Verschmutzungsgrade, bei
denen eine Folgereinigung zu leisten ist.
Die Reinigungsbetriebe kommen dieser
Entwicklung durch flexible Teamarbeit
nach, ohne jedoch auf die Einhaltung der
wöchentlichen Reinigungstermine, die per
Satzung vorgegeben sind, zu verzichten. Le-
diglich die Intensität der Reinigung kann va-
riiert werden. Ein Reinigungsabschnitt, der
aufgrund der Satzungseinstufung zu säu-
bern ist, aber tagesaktuell kaum Ver-
schmutzung aufweist, wird mit weniger
Ressourceneinsatz behandelt,ohne dass die
Ausführung der satzungsgemäßen Reini-
gung zu beanstanden wäre.
Zudem wird als Sauberkeit nicht nur die
nach Straßenreinigungsgesetz definierte
„Straßenreinigung“ wahrgenommen. Auch

und der Umgang mit öffentlichem Eigen-
tum. Die Ex- und Hopp-Mentalität führt zu
deutlich stärkerer Verschmutzung des Stra-
ßenraums. Auch die Zerstörungswut beein-
trächtigt das Straßenbild beispielsweise
durch Graffiti und beschädigte Papierkörbe.
Verschärfte oder zum Teil auch nur besser
kommunizierte Bußgeldkataloge der Kom-
munen für solche Entgleisungen - angefan-
gen bei weggeworfenen Zigarettenkippen
über nicht aufgenommene Hundehaufen
bis hin zu wilden Abfallablagerungen - grei-
fen nur in Einzelfällen. Gerade in Großstäd-
ten wurde durch Kommunikationskampa-
gnen auf diese Missstände hingewiesen
und versucht, die Bevölkerung für das The-
ma Stadtsauberkeit zu sensibilisieren. Die
Erfahrung zeigt, dass dies ein langwieriger
Prozess ist, der permanent am Laufen ge-
halten werden muss.
Der Fachausschuss Straßenreinigung des
Verbandes kommunale Abfallwirtschaft
und Stadtreinigung (VKS) im Verband kom-
munaler Unternehmen (VKU) begleitet und
analysiert die oben beschriebenen Tenden-
zen seit 1976 und gibt den Mitgliedsbetrie-
ben über Informationsschriften Hinweise
und Anregungen, wie sie die Probleme vor
Ort lösen können. Der intensive Kontakt der
Reinigungsbetriebe sowie der Erfahrungs-
austausch über Publikationen, die neuen
Medien oder auch Kongresse haben dazu
beigetragen, den Wandel von der Straßen-
reinigung zur Stadtsauberkeit gemeinsam
zu vollziehen. ●

Verschmutzungen auf Straßenteilen wie
zum Beispiel separaten Bahnkörpern, Stra-
ßenbegleitgrün oder anliegenden Grünflä-
chen, die nicht zur satzungsgemäßen Reini-
gung gehören, beeinflussen das Urteil über
den Reinigungszustand. Für den Bürger als
Kunden spielt selbstredend die Gesamtbe-
trachtung des öffentlichen Raumes die
Hauptrolle. Die Reinigungsbetriebe drän-
gen daher auf die so genannte Reinigung
aus einer Hand von „Hauskante zu Haus-
kante“, um in den unterschiedlichen Zu-
ständigkeitsbereichen ein einheitliches Rei-
nigungsbild zu erreichen.

STRAßEN ALS EVENTFLÄCHE

Am markantesten haben sich sicherlich die
Umnutzung und der Wandel bei der Nut-
zung des öffentlichen Straßenraums auf die
Reinigungsbetriebe ausgewirkt. Der öffent-
liche Raum wird immer mehr zur Eventflä-
che für Straßenfeste, Sportveranstaltungen
(Stadtmarathon, Radrundfahrten), Märkte,
Gastronomieterrassen und vieles mehr.
Während die Verschmutzungen im direkten
Umfeld der Veranstaltungen noch zum Teil
über Auftragsreinigung entfernt werden
können, führt die Verschmutzung durch
den Publikumsandrang in der weiteren Um-
gebung zu Mehrbelastung der Reinigungs-
betriebe. Diese Kosten können nicht an die
Verursacher weitergereicht werden.
Ein anderes Phänomen ist das deutlich ver-
änderte Litteringverhalten der Menschen

An einen Abwasserbetrieb werden hohe Anforderungen gestellt. Er muss den ständig steigenden Um-
weltanforderungen gerecht werden, effektiv und rechtssicher handeln. In der Regel lässt sich dies

nicht ohne höhere Kosten garantieren. Die Gemeinde Velen sichert durch die Einführung eines Quali-
täts- und Umweltmanagementsystems einen effizienten Einsatz der Ressourcen und schöpft damit al-
le Möglichkeiten eines kosten- und umweltbe-
wussten Handelns aus. Eine Optimierung der
Betriebsorganisation, eine effektivere Gestal-
tung der Arbeitsabläufe und das rechtzeitige
Erkennen von Umweltauswirkungen führen zu
einer größeren Betriebssicherheit und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebes. Dies wirkt sich
wiederum günstig auf die Höhe der Abwasser-
gebühren aus. Die Kommunal- und Abwasser-
beratung NRW GmbH begleitete Velen fach-
kundig bei der Umsetzung bis zum Zertifikat,
das Bürgermeister Ralf Groß-Holtick (Foto
links) nun von NRW-Umweltminister Eckhard
Uhlenberg entgegennehmen konnte.

ABWASSERBETRIEB ZERTIFIZIERT
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THEMA SAUBERE STADT

Große und kleine Kommunen machen
es: die Aktion „Stadtputz“. In Bochum,

aber auch in Bielefeld, Rheda-Wiedenbrück
und Gütersloh ist man begeistert vom
Stadtputztag.Eine saubere Stadt wünschen
sich alle, und das klappt um so besser, wenn
die Bürgerschaft aktiv mitmacht. Beim
Stadtputz packen alle mit an. Das hilft Kos-
ten zu sparen, ist aber auch in anderer Hin-
sicht von Bedeutung.
Nicht zu unterschätzen ist die Sensibilisie-
rung: Diese Aktion hebt zum einen die
Hemmschwelle für die „Ex-und-Hopp-Sün-
den“ und schafft zum anderen bei den Bür-
gerinnen und Bürgern mehr Verantwor-
tungsbewusstsein für eine saubere Stadt.
Das Mit- und Nachmachen steht im Vorder-
grund: Bürgerinnen und Bürger werden zu
Umweltscouts.

Seit einigen Jahren haben die Städte die Ak-
tion „Stadtputz“ für sich entdeckt. Das The-
ma ist in aller Munde.Allein die Internetsuch-
maschine „Google“ liefert zu dem Thema
„Stadtputz“ 16.600 Text- sowie rund 100 Bild-
einträge.Neu ist dieser Bürgereinsatz freilich
nicht. Der Münchner Oberbürgermeister
Thomas Wimmer rief schon im Jahre 1949
unter dem Motto „Rama dama“ zur Mit-
machaktion auf,so dass 7.000 Menschen sich
damals an der Schutträumung beteiligten.

PREMIERE 2004

Viele Hände,schnelles Ende:In der Stadt Gü-
tersloh mit rund 96.000 Einwohnern hat
man den Stadtputz vor vier Jahren ins Leben
gerufen. Für ein sauberes Gütersloh setzen
sich Vereine, Schulen, Kindergärten, sowie
einzelne Bürgerinnen und Bürger gleicher-
maßen ein. Im Jahre 2004 suchte die Stadt
erstmals freiwillige Helfer,die bei der Aktion
„Gütersloh räumt auf“ teilnehmen wollten.

Mit der Aktion „Stadtputz“ hat die Stadt Gütersloh ihre Bürger und
Bürgerinnen zum Engagement für eine saubere Stadt gebracht

Fröhliche Jagd auf 
Reifen im Gebüsch

DIE AUTORIN
Dr. Elisabeth Menke ist
stellvertretende 
Pressesprecherin der 
Stadt Gütersloh

Bürgermeisterin Maria Unger hatte zu einer
breiten Beteiligung aufgerufen, und die Bür-
gerinnen und Bürger kamen. Um 8.30 Uhr
wurde es auf dem Bauhof beim Fachbereich
Stadtreinigung voll. Die Stadt stellte Hand-
schuhe, Greifzangen und Sammelsäcke zur
Verfügung,holte die eingesammelten Abfäl-
le ab und entsorgte sie kostenlos. Mitzubrin-
gen war nur gute Laune. Und die stieg am
Nachmittag,nach getaner Arbeit noch mehr,
als es für alle Helfer Suppe und Getränke gab.
Aber das Bürgerengagement in Sachen Sau-
berkeit erschöpft sich in Gütersloh nicht im
Stadtputz. Viele Bürgerinnen und Bürger
leisten einen Beitrag für ihre Stadt, wie zum
Beispiel die Gütersloher Sportvereine, die
mit ihrer Eigenleistung bei der Instandhal-
tung der Sportplätze für Einsparungen sor-
gen.Auch dieses Engagement zeigt,dass die
Stadtverwaltung nicht alles im Alleingang
zum Erfolg führen kann, sondern auf die Be-
teiligung von Bürgerinnen und Bürgern an-
gewiesen ist.So ist der Stadtputz in gewisser
Weise auch eine Offensive gegen das An-
spruchdenken. Dieses wird von der Einstel-
lung getragen, die Reinigung der Stadt sei
nicht Aufgabe der Bürger, da man ja schließ-
lich Steuern und Abgaben bezahle.

BERGE VON MÜLL

Als „vollen Erfolg“ werteten die Organisato-
ren aus städtischem Umweltamt,Stadtreini-
gung und Fachbereich Grünflächen das Er-
gebnis der Premiere von „Gütersloh räumt
auf“, die rund 400 Menschen auf die Beine
brachte. Eher zweischneidig mutete die „Er-
folgsbilanz“ bei der gesammelten Abfall-
menge an, deren Umfang und Qualität nicht
nur die freiwilligen Sammler nachdenklich
machen dürfte. Mehr als 20 Kubikmeter (=
20.000 Liter) Rest- und Sperrmüll wurden am
Stadtputztag auf dem Bauhof an der Goe-
thestraße zusammengetragen. Dazu kom-
men noch einmal gut 25 Kubikmeter Grünab-
fälle,die illegal abgeladen worden waren - so
viel, dass die städtischen Fahrzeuge wieder-

� Ausgerüstet mit Müllbeuteln und Greifzangen
sorgen Schülerinnen und Schüler in Gütersloh für
Sauberkeit rund um den Schulhof

Stolz auf ihren Müllfund präsentieren die �
Jungen einen alten Schuh
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holt zum Abtransport ausrücken müssen.
In den Mülltüten und auf städtischen Wegen
fand sich die ganze Palette mittelstädtischen
Wohlstandsmülls:Matratzen,Teppichböden,
Sessel, 24 Autoreifen, auffallend viele kleine
Schnapsflaschen, drei Paar Rollerblades,
Snackverpackungen, Baumaterialien, Haus-
müllbeutel,Windeln und Ähnliches. Dass die
freiwilligen Helferinnen und Helfer tatsäch-
lich in Bereiche vordrangen,die sonst nicht so
sehr im Augenschein der „professionellen“
Abfallentsorgung stehen, mag ein anderes
Beispiel verdeutlichen. In einem Gebiet si-
cherten Stadtreinigung und Mitarbeiter des
Umweltamtes drei Metallbehälter mit stark
lösungsmittelhaltiger Spezialfarbe.
Solche spektakulären Sondermüll-Funde
blieben allerdings erfreulicherweise die
Ausnahme. Für einen solchen Fall waren die
„Freiwilligen“ zuvor in einer Sicherheits-Ein-
weisung angehalten worden, jeden Kontakt
mit dem Fund zu meiden.Die Fässer wurden
am Bauhof sichergestellt und dann über
das Giftmobil fachgerecht entsorgt.

GRÜNABFÄLLE HINTER HECKEN

Hier wie in vielen anderen Fällen gilt für die
Umweltfrevler offenbar der Glaubenssatz:
Was man nicht sieht, ist auch nicht da. So
machten wohl alle Sammler die Erfahrung,
dass vor allem abseits der Wege - dort wo
das Gras höher steht,Hecken oder Wäldchen
den Blick verwehren - sich manches stapelt,
was dort nicht hingehört.Und wo ein Anfang
gemacht ist,werden Nachahmer angezogen.
Das gilt augenscheinlich vor allem für die
Entsorgung von Grünabfällen.
Nicht zuletzt aus diesem Grund ist man bei
Stadtreinigung, Umweltamt und Fachbe-
reich Grünflächen auf Beobachtungen und
Hinweise aus der Bevölkerung angewiesen.
Diese waren im Übrigen auch Ausgangs-
punkt für die Auswahl der Bereiche des
„Frühjahrsputzes“. Bei den Helferinnen und
Helfern hat dieses einen nachhaltigen Ein-

druck hinterlassen. Sie wissen jetzt, was sie
für eine intakte Umwelt tun können:Augen
öffnen, Nachlässigkeit vermeiden und ein
sensibles Bewusstsein für eine saubere Um-
gebung an den Tag legen.
Beim Stadtputz gaben vor allem die Güters-
loher Schulen eine Steilvorlage. Waren es
2004 noch fünf Schulen mit rund 300 Schü-
lerinnen und Schüler, die sich an der Aktion
beteiligten, waren es 2007 bereits elf Schu-
len mit rund 700 Schülerinnen und Schü-
lern.Hand in Hand arbeiteten die Schülerin-
nen und Schüler und durchkämmten die
Grünflächen auf dem Schulgelände. Dabei
kamen 55 Müllsäcke zusammen.

SCHULEN ZIEHEN MIT

Die zehnjährige Jennifer von der Astrid-
Lindgren Schule zählt ihre Fundstücke auf:
„Kaugummipapier, Flaschen, Verpackun-
gen, ein altes Brötchen und sogar eine ver-
schrumpelte Ananas“. Die Aktion hat ihr
Spaß gemacht. Lob gab es vor allem von den
Nachbarn, die sich über den Einsatz der Kin-
der gefreut haben. Eine Passantin habe sich
mit einer großen Tüte Süßigkeiten bei den
Kindern bedankt,erzählt Verena Tubbesing,
Lehrerin an der Astrid-Lindgren-Schule.
„Bei der Aktion stand besonders die Sensibi-
lisierung der Schülerinnen und Schüler im
Mittelpunkt“, sagt Werner Gerdes vom
Fachbereich Umweltschutz der Stadt Gü-
tersloh, der die Aktion begleitete. Dinge
würden nicht mehr so unbedarft und leicht-
fertig weggeworfen, wenn man selbst er-
fahren habe, wie viel Mühe es mache, den
Müll wieder einzusammeln, so die Erfah-
rung des Abfallberaters.
Rund 300 Tonnen „wild“ abgelagerter Müll
werden vom Fachbereich Stadtreinigung je-
des Jahr entsorgt.Der „wilde“ Müll an Schulen
hat daran zwar nur einen kleinen Anteil.Den-
noch wollen die Schulen durch ihre Teilnahme
ein Zeichen setzen:Das saubere Stadtbild Gü-
terslohs soll weiterhin so sauber bleiben.
Zur Nachhaltigkeit der Aktion gehört auch
das Training, wie man sich in der Natur und
Umwelt richtig verhält. Dies hatten zum
Beispiel die Schülerinnen und Schüler der
dritten Klasse der Astrid-Lindgren-Grund-
schule zusammen mit ihren Lehrerinnen
getan. Sie holten sich den städtischen Ab-
fallberater Werner Gerdes zum Thema „Wo-
hin mit den Abfällen?“ in den Unterricht.
Die Teilnahme an „Gütersloh räumt auf“
war für die Kinder eine Selbstverständlich-
keit und Jennifer weiß schon jetzt: „Im
nächsten Jahr bin ich wieder dabei.“ ●
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� Bürgerinnen und Bürger rücken am 
Gütersloher Stadtputztag dem wilden Müll 
zu Leibe 
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Eine saubere Stadt - Utopie oder er-
reichbares Ziel? Aus Politik und Bür-

gerschaft erwachsen Forderungen nach
der sprichwörtlichen sauberen Stadt. Zu-
meist sind vereinzelte Missstände wie
Hundekot auf Gehwegen oder eine nach
einem sonnenreichen Wochenende ver-
müllte Grünanlage Aufhänger für eine
aufgeheizte Diskussion in den lokalen Me-
dien. Nicht zuletzt stehen dann insbeson-
dere die Stadtreinigungsbetriebe oder
Grünflächenämter in der Kritik.
Die INFA - Institut für Abfall, Abwasser und
Infrastruktur-Management GmbH in Ah-
len beschäftigt sich seit mehr als zehn Jah-
ren mit dem Thema „Stadtbildpflege“. In
einer Vielzahl von Untersuchungen (siehe

Schaubild „Bürgerumfrage“ S.11) wurden
individuelle Konzepte entwickelt und um-
gesetzt, die dem Ziel „saubere Stadt“ dien-
lich sind. Große Bedeutung kommt hierbei
der Einrichtung eines umfassenden Quali-
tätsmanagements zu.
Die Stadtreinigung umfasst neben der
Straßenreinigung (Objekt- und Flächen-
reinigung) und der Sonderreinigung auch
Stadtbildpflegeleistungen des Grünflä-
chenwesens wie etwa die Entfernung von
Wildkraut und Abfall oder die Rasenmahd.
Straßenreinigung und Stadtreinigung
sind Bestandteile der Stadtbildpflege, die
wesentlich mehr Aspekte umfasst - bei-
spielsweise Brachflächennutzung, Be-
pflanzungskonzepte oder soziale Maß-
nahmen.

WER IST ZUSTÄNDIG?

Allein an der vorangestellten Definition er-
kennt man die Komplexität des Themas.
Konzentriert man sich auf die - in der Regel

kommunalen - Leistungen der Straßen- und
Stadtreinigung, lassen sich bereits hier häu-
fig unterschiedlichste Zuständigkeiten er-
kennen (siehe Tabelle rechts), die auch zu
Schnittstellenproblemen führen können.
Ziel für alle Beteiligten muss hier die Erzie-
lung eines bestmöglichen Gesamtergebnis-
ses sein. Durch stadtinterne Zusammenar-
beit verschiedener Institutionen oder eine
Bündelung von Leistungen in einer Institu-
tion sind qualitative Verbesserungen zu er-
zielen - etwa parallele Reinigung von Straße
und Begleitgrün - wie auch wirtschaftliche
Synergieeffekte - etwa Verringerung von
Fahrtzeiten, Bündelung von Planungsauf-
gaben.
Neben technischen und organisatorischen
Verbesserungen wird den Präventivmaß-
nahmen zunehmend größere Bedeutung
beigemessen. Denn mit immer mehr Reini-
gungsleistung auf immer mehr Verschmut-
zung zu reagieren, stellt keine langfristige
Lösung dar. Hierbei lassen sich unterschied-
liche Ansätze feststellen:

• Imagekampagnen / Öffentlichkeitsarbeit /
Präventivmaßnahmen

• Bußgeldkataloge
• Landschaftsreinigungsaktionen
• Patenschaften durch Bürger, etwa für die

Reinigung eines Depotcontainerstand-
platzes

QUALITÄTSANALYSE HILFREICH

Die kontinuierliche Präsenz des Themas
„Sauberkeit“ sollte ein fester Bestandteil im
Qualitätsmanagement einer Kommune
werden. Nur auf diese Weise kann eine
nachhaltige Bewusstseins- und Verhaltens-
änderung bei den Bürgerinnen und Bürgern
in Gang gesetzt werden.
Für eine qualitative Bewertung der Stadtrei-
nigung bedarf es einer Methode zur Sicht-
barmachung der Ergebnisse - sprich: zur
Darstellung unterschiedlicher Grade von
Sauberkeit, unabhängig vom subjektiven
Sauberkeitsempfinden des Einzelnen. Erst
diese „Ergebnisrückkopplung“ schafft die
Voraussetzung zu einer dauerhaften Quali-
tätssicherung. Abhängig von der konkreten
Situation des Betriebes kann die „gesicher-
te Qualität“ (= erbrachte Leistung) gegen-
über der Öffentlichkeit (Auftraggeber, Ge-
bührenzahler) dokumentiert werden, zur

Eine saubere Stadt oder Gemeinde erreicht man nur mithilfe von
Qualitätsmanagement, welches den Ist-Zustand erfasst und die 
Reinigungsleistung bewertet

Sicherer Weg zu einer
„Eins“ in Sauberkeit

DER AUTOR
Prof. Dr.-Ing. Klaus Gellenbeck
ist Geschäftsführer des INFA 
Instituts für Abfall,
Abwasser und Infrastruktur-
Management in Ahlen
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� Aufforderungen zur Sauberkeit können 
präventiv wirken und Bürgerinnen wie Bürger
zum Umdenken bewegen
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Außendarstellung herangezogen werden
oder als internes Kontroll- und Bemes-
sungssystem für die einzelnen Reinigungs-
kolonnen respektive dem externen Dienst-
leister dienen.
Erfahrung mit messbarer Sauberkeit gibt es
bundesweit nur wenig. Einheitliche Vorga-
ben oder Standards gab es bislang nicht. Ei-
nen Ansatz bietet das System INFA-DSQS,
welches bislang in rund zehn deutschen
Städten implementiert und zudem in etwa
30 Fällen von Qualitätsbenchmarking ein-
gesetzt wurde.

OBJEKTIVE KRITERIEN

Die Messung von Sauberkeit geschieht da-
bei nach Bewertungsobjekten und Ver-
schmutzungskriterien.Um den subjektiven,
von vielen Parametern bestimmten Ge-
samteindruck „Sauberkeit“ darzustellen
und messbar zu machen,sind den einzelnen
Verschmutzungskriterien - beispielsweise
Dosen,Papier,Verpackungen,Fäkalien,Laub,
Blüten - auf qualitativen Merkmalen basie-
rende Skalen zugeordnet. Dies hält den In-
terpretationsspielraum möglichst gering.
Anhand von Fotos können die subjektiven
Einflüsse der Wahrnehmung eingeschränkt
werden.
Die Bewertung erfolgt ähnlich zum schuli-
schen System mit Noten von 1 bis 5 (1 = sehr
gut). Auf diese Weise wird ein objektiviertes

System der Sauberkeitsbeschreibung er-
reicht, das jederzeit reproduzierbar ist und
auch bei wechselndem Bewertungspersonal
nach kurzer Einarbeitung zu gleichen Ergeb-
nissen führt.Anschließend gehen die Ergeb-
nisse der Vorort-Benotung in ein Gewich-
tungsmodell ein,bei dem - unter Berücksich-
tigung der Gewichtungsfaktoren für Bewer-
tungsobjekte und Verschmutzungskriterien
- die Ergebnisse in eine wertneutrale Kenn-
zahlenskala (1 = sehr sauber bis 30 = sehr
problematisch) überführt werden.
Nach Auswertung einer ausreichend gro-
ßen Datenbasis lassen sich mittels der ob-
jektivierten Qualitätsbestimmung unter
Berücksichtigung von Zielvorgaben pro-
duktbezogene Standards zur Sauberkeit de-
finieren und deren Einhaltung überprüfen.
Dies trägt zu einem erleichterten Umgang
mit dem Thema „Sauberkeit“ bei und führt

zur Versachlichung der Diskussion um die
Fragen „Wie sauber ist unsere Stadt?“,„Wie
viel Sauberkeit wollen wir uns in Zukunft
noch (finanziell) leisten?“ und „Mit wel-
chem finanziellen Aufwand kann welche
Sauberkeit erzielt werden?“.

ERREICHBARES ZIEL

Das Thema „Stadtbildpflege“ besitzt nicht
zuletzt aufgrund der teils undurchsichtigen
Zuständigkeitsstrukturen eine hohe Kom-
plexität. Verschmutzung wird von den Bür-
gerinnen und Bürgern im Stadtbild nicht
nur im öffentlichen Raum,sondern auch auf
Privatgrund und Gewerbeflächen (Brachflä-
chen etc.) wahrgenommen. Dies geschieht
freilich - je nach Wohnsituation oder Alter -
unterschiedlich intensiv.
Bei der Stadtbildpflege gilt es, durch stärke-
re Zusammenarbeit zwischen den Reini-
gungszuständigen oder durch Zusammen-
legung von Reinigungsleistungen konse-
quent Schnittstellenprobleme abzubauen
sowie durch anforderungsbezogenere Rei-
nigung die Sauberkeit in der Kommune zu
verbessern. Das Qualitätssicherungssystem
INFA-DSQS dient in diesem Zusammen-
hang dazu,unterschiedliche Grade von Sau-
berkeit sichtbar zu machen.
Abhängig von der konkreten Aufgabenstel-
lung kann die „gesicherte Qualität“ (= er-
brachte Leistung) gegenüber der Öffentlich-
keit (Auftraggeber, Gebührenzahler) doku-
mentiert und zur Außendarstellung heran-
gezogen werden oder als internes Kontroll-
und Bemessungssystem für die einzelnen
Reinigungskolonnen dienen. Durch perfek-
tes Zusammenspiel der einzelnen Maßnah-
men stellt eine saubere Stadt ein erreichba-
res Ziel und keine Utopie dar. ●

� Bei Umfragen werden die kommunalen 
Leistungen zur Stadtbildpflege von den 
Bürgerinnen und Bürgern unterschiedlich 
beurteilt

Für die � 
Straßen- und

Stadtreinigung
sind meist

unterschiedliche
Ämter oder 

Betriebe der
Kommune 
zuständig

Schnittstellen bei der Reinigung einer Straße

Reinigungsobjekt Durchführung (z. B.) Auftraggeber (z. B.)

Fahrbahn/Rinnstein Großkehrmaschine eines Eigenbetrieb  
privaten Dritten Abfallwirtschaft/

Straßenreinigung
Radweg Kleinkehrmaschine des Bereichs Eigenbetrieb 

Straßenreinigung Abfallwirtschaft/ 
Straßenreinigung

Gehweg Anlieger -
Begleitgrün Grünkolonne Grünflächenamt
Verkehrsinsel Straßenunterhaltungskolonne Bauamt
Straßenpapierkorb Papierkorbkolonne Bereich Eigenbetrieb 

Abfallwirtschaft Abfallwirtschaft/ 
Straßenreinigung

Baumscheibe Grünkolonne Grünflächenamt
Haltestelle Putzkolonne eines privaten Dritten Verkehrsbetriebe
Straßenschild Straßenunterhaltungskolonne Bauamt TA

BE
LL

E:
IN

FA

SC
H

AU
BI

LD
:I

N
FA

Stgerat_6_07_Innen_neu  29.05.2007  9:37 Uhr  Seite 11



12 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 6/2007
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Die Visitenkarte einer Stadt ist ihr Er-
scheinungsbild. Freilich ist dies oft ge-

trübt durch so genannte wilde Plakatierung.
Hierunter leidet nicht nur das Ambiente von
Straßen und öffentlichen Plätzen, sondern
auch der Finanzhaushalt der Städte und Ge-
meinden. Die Entsorgung der illegal ange-
brachten Plakate bedeutet für die öffentli-
che Hand einen massiven finanziellen,admi-
nistrativen und zeitlichen Aufwand.

empfunden. Selbst wenn die Plakate von
der Stadtverwaltung genehmigt wurden,
gibt es kaum Möglichkeiten, auf Format
und Erscheinungsbild der Plakatierung Ein-
fluss zu nehmen. Bereits nach dem ersten
Regenguss hängt dann schon mal die Tanz-
einladung des örtlichen Junggesellenver-
eins in Fetzen herunter. Oft wird auch das
Abhängen „vergessen“, sodass in manchen
versteckten Ecken des Stadtgebietes noch
Ostern für den vergangenen Karnevalsball
geworben wird.
Mit einem neuen Konzept will die Stadt
Dormagen (63.000 Einwohner) eine Schnei-
se in den Plakatwald schlagen. Zum Jahres-
beginn 2007 hat die Stadtmarketing- und
Verkehrsgesellschaft Dormagen (SVGD) in
Zusammenarbeit mit der Firma Hoffmann
Outdoor Media rund 60 hochwertige Citi-
displays an stark frequentierten Standorten
aufgestellt. Das flexible Medium ist ausge-
legt für Werbung im A 0-Format, es können
aber auch kleinere Plakate ausgestellt wer-
den.

BEIDSEITIG NUTZBAR

Die Werbefirma stellt die beidseitig nutz-
baren Citidisplays (1,20 Meter hoch, 0,9 Me-
ter breit) Werbekunden der Stadt zur Verfü-
gung. Nicht nur die üblichen Plakatnutzer
können hier werben. Auch das regionale 
Gewerbe der Stadt hat die Möglichkeit, auf
Aktionen aufmerksam zu machen.
Um das Stadtbild einheitlich zu halten,
kümmert sich das Außenteam der Hoff-
man Outdoor Media um die Befüllung

Um das ungenehmigte Plakatieren zurückzudrängen, setzt die
Stadt Dormagen so genannte Citidisplays ein, die von jedermann
günstig zu belegen sind

Gegen den Wildwuchs
im Plakatwald 

DER AUTOR
Guido Schenk ist
leitender Mitarbeiter der 
Stadtmarketing- und 
Verkehrsgesellschaft
Dormagen

� Beidseitig nutzbare „Citydisplays“ schaffen in
der Stadt Dormagen Ordnung beim Plakatieren

Wo vorher Plakate mehr oder weniger �
improvisiert befestigt waren, finden sich jetzt

stabile Plakatträger

Besonders störend wird von vielen das un-
geordnete Plakatieren an Laternenmasten
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und pünktliche Entnahme der Plakate. Da-
rüber hinaus werden regelmäßig Kontroll-
fahrten durchgeführt, um weitere wilde
Plakatierung aufzuspüren und zu entfer-
nen.
Die Aufstellung der Displays war für die
Kommune kostenlos. Pro Nutzungstag er-
hält die städtische Marketinggesellschaft
in Dormagen eine Provision. Andere ver-
tragliche Regelungen wie etwa Freian-
schlag für Kultureinrichtungen und ge-
meinnützige Vereine sind möglich. Die Ver-
tragslaufzeit im Fall Dormagen beträgt
fünf Jahre und ist damit wesentlich kürzer
als bei vielen anderen Formen der Außen-
werbung.

STANDORTE OPTIMIERT

Wie sind nun die Erfahrungen in Dormagen
nach knapp einem halben Jahr Citidisplay?
Bei der Aufstellung der Plakatträger gab es
einige kritische Stimmen von Anliegern.
Dieses Problem konnte aber durch Umset-
zungen rasch gelöst werden. Vandalismus-
schäden, vor allem an stark von Jugendli-
chen frequentierten Standorten, sind auf-
getreten, wurden aber zügig beseitigt.
Nur zögerlich genutzt wird das Angebot von
örtlichen Unternehmen und Veranstaltern.
Erreicht wurde allerdings eine deutliche
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„Neue Westfälische“ vom 24. 04. 2007

Bei einem Besuch im Bürgerbüro können schwerhörige Menschen in Coesfeld nun stressfrei mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kommunizieren.Die Stadt hat dort einen Dienstleistungsplatz spe-

ziell für Träger von Hörgeräten mit T-Spule eingerichtet. „Das Gerät verhilft zu deutlicherem Hören, in-
dem es störende Hintergrundgeräusche dämpft und die Sprache direkt in das Hörgerät überträgt“, weiß
Helga Schulze Bertelsbeck (Foto
links) von der Selbsthilfegruppe für
schwerhörige Menschen im Kreis
Coesfeld. Gemeinsam mit Bürger-
meister Heinz Öhmann (Foto rechts)
hat sie den neuen „Sound Shuttle“
im Bürgerbüro erfolgreich getestet.
Öhmann stellte in Aussicht, den Sit-
zungssaal des Rathauses bei einer
eventuellen Neuanschaffung der Mi-
krofonanlage ebenfalls mit einer
Ringschleife für Träger von Hörgerä-
ten mit T-Spule auszurüsten.

OHNE STÖRGERÄUSCH ALLES VERSTEHEN
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Verbesserung des Stadtbildes. Das wilde
Plakatieren an Laternenmasten ist - bis auf
wenige Ausnahmen - verschwunden. „Wir
haben kaum noch Beschwerden“, bestätigt
auch Anita Hinkofer vom Dormagener Ord-
nungsamt. Eine abschließende Bewertung
nach nur wenigen Monaten ist noch nicht
möglich.

Für die Stadt Dormagen hat das neue Kon-
zept auf jeden Fall eine zusätzliche positive
Nebenwirkung.Der Hintergrund der Citidis-
plays wurde mit Eigenwerbung gestaltet.
Immer wenn die Displays nicht mit Werbe-
plakaten belegt sind,kommen Hinweise auf
die Hallenbäder oder die historische Zollfes-
te Zons zum Vorschein. ●
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THEMA SAUBERE STADT

Moderne Innenstadtstraßen sind kei-
ne reinen Verkehrsanlagen, sondern

stellen einen Lebens- und Wirtschaftsraum
für die Einwohner, aber auch für Besucher
und Touristen dar. Es besteht eine große
Nachfrage nach Sondernutzungen vor al-
lem des örtlichen Einzelhandels, seine Wa-
ren und seine Werbung auch auf der öffent-
lichen Straße zu präsentieren. Auf der ande-
ren Seite wollen die Kommunen unter an-
derem ihre historischen Ortskerne attrakti-
ver gestalten.
Dabei kommt der Aufenthaltsfunktion der
Straße im Vergleich zur Verkehrsfunktion ei-
ne immer größere Bedeutung zu. Dies gilt
insbesondere für zentrale öffentliche Plätze
sowie in Fußgängerzonen. Dieser aktuellen
Entwicklung soll die neue Mustersatzung,
die derzeit vom Städte- und Gemeindebund
NRW erarbeitet wird, gerecht werden.
Nach Durchsicht einer Vielzahl kommunaler
Sondernutzungssatzungen in NRW wurden
- neben dem Bedürfnis nach Aktualisierung
des Gebührentatbestandes - seitens der
StGB NRW-Geschäftstelle mehrere Pro-
blembereiche identifiziert. Es sind dies: stil-
les und aggressives Betteln, Niederlassen
zum Alkoholgenuss, städtebauliche Gestal-
tung sowie Plakatierung.

Als Antwort auf den Funktionswandel öffentlicher Straßen 
und Plätze wird die neue StGB NRW-Mustersatzung zum 
Sondernutzungsrecht praxisnahe Lösungen anbieten

Regeln für den 
„Lebensraum Straße“ 

DIE AUTOREN

Roland Thomas ist Haupt-
referent für Wirtschaft und 
Verkehr beim Städte- und 
Gemeindebund NRW,
Katharina Kock ist dort
Referendarin

gebrauch, sondern eine Sondernutzung
darstellen.
Beim Betteln ist nach der Intensität der Aus-
übung zu unterscheiden, denn Betteln ist
nicht schlechthin und in jeder Erschei-
nungsform eine straßenrechtliche Sonder-
nutzung. Nach einhelliger Auffassung in
Rechtsprechung und Literatur fällt das „stil-
le Betteln“ noch unter den Gemeinge-
brauch. Hierbei wird der öffentliche Stra-
ßenraum zum Verweilen und zur Kommuni-
kation genutzt und hält sich trotz des er-
werbswirtschaftlichen Charakters noch in
den verkehrsüblichen Grenzen.

GEMEINGEBRAUCH BEEINTRÄCHTIGT

Gesondert zu beurteilen ist das „aggressi-
ve Betteln“ in Form eines gezielten körper-
nahen und aufdringlichen Ansprechens
von Passanten. Gerichtliche Entscheidun-
gen für diesen Fall liegen bislang noch
nicht vor. In Entscheidungen zum „stillen
Betteln“ lässt die Rechtsprechung regel-
mäßig offen, ob die Form des „aggressiven
Bettelns“ noch unter den Gemeinge-
brauch fällt. Hierdurch werden Passanten
belästigt, die sich nicht mehr ungehindert
auf den öffentlichen Straßen bewegen
können, wodurch ihr Gemeingebrauch be-
einträchtigt wird.
Bei der Abgrenzung zwischen Gemeinge-
brauch und Sondernutzung ist aber auf den
straßenrechtlichen Bezug und nicht auf den

In Fußgängerzonen und Innenstadtstraßen �
stehen viele Nutzungen in Konkurrenz - eine 

Herausforderung für Ordnungsdienst und 
Reinigungskräfte

BETTELN UND ALKOHOLGENUSS

Durch die Aufwertung der Aufenthaltsbe-
reiche werden zugleich Personengruppen
und Gebrauchsansprüche angezogen, die
so recht nicht in ein attraktives Ortsbild pas-
sen wollen, wie etwa das „stille und aggres-
sive“ Betteln oder das „Niederlassen von
Personengruppen zum Alkoholgenuss“. Da-
her möchte man diese Verhaltensweisen
unterbinden,um das ansprechende Bild der
Innenstadt zu wahren.
Ob das Straßen- und Wegerecht durch
entsprechende Regelungen in der Sonder-
nutzungssatzung hierfür ein geeignetes
Instrument darstellt, ist allerdings frag-
lich. Eine Regelung in der Sondernut-
zungssatzung kommt nur in Betracht,
wenn diese Handlungen keinen Gemein-
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haltens bietet. Hier
muss vielmehr das
Polizei- und Ord-
nungsrecht eingrei-
fen. Das setzt jedoch voraus, dass zumin-
dest die Schwelle einer abstrakten Gefahr
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
durch diese Verhaltensweisen erreicht wird.
Dann kann das ordnungsrechtliche Instru-
mentarium eingreifen - sei es durch Platz-
verweis, Ingewahrsamnahme oder Erlass ei-
ner ordnungsbehördlichen Verordnung.
Rein sozial unerwünschte Verhaltenswei-
sen können weder mit Mitteln des Straßen-
rechts noch mit denen des Polizei- und Ord-
nungsrechts unterbunden werden. Diese
sind vielmehr als Erscheinungsbild der mo-
dernen Gesellschaft hinzunehmen.

EINFLUSS AUF ORTSBILD

Ein weiteres Anliegen der Kommunen ist es,
durch die Sondernutzungssatzung auf die
planerische Gestaltung ihres Ortsbildes Ein-
fluss zu nehmen, damit sich die Sondernut-
zungen harmonisch einfügen. Insbesonde-
re in historischen Ortskernen stellt sich die
Frage,ob auf die Sondernutzungen insofern
eingewirkt werden kann,dass beispielswei-
se die Bestuhlung im Außenbereich einer
Gastronomie nicht aus dem Rahmen fällt.
Nach der Rechtsprechung können bei der
Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis
auch Belange des Straßen- und Stadtbildes
berücksichtigt werden - sprich: die bauge-
stalterischen und städtebaulichen Vorstel-
lungen -, solange ein sachlicher Bezug zur
Straße erkennbar bleibt.
Die Berücksichtigung städtebaulicher Be-
lange soll der Vermeidung einer Übermöb-
lierung des öffentlichen Straßenraums so-
wie dem Schutz eines bestimmten Straßen-
oder Platzbildes vor „Verschandelung und
Verschmutzung“ dienen. Die Obergerichte
anderer Bundesländer haben zudem ent-
schieden, dass diese Berücksichtigung ein
konkretes Gestaltungskonzept oder eine
Gestaltungssatzung der Gemeinde voraus-

setzt. Hierdurch soll dem jeweiligen Innen-
stadtbereich eine bestimmte Ausstrah-
lungswirkung verliehen werden, die sich im
konkreten Straßenbild widerspiegelt.
Bei der Erstellung dieses Konzepts hat die
Gemeinde eine Gestaltungsfreiheit, die ih-
re Grenze nur im Willkürverbot findet und
insbesondere nicht darauf beschränkt ist,
umgebungsbezogene Beeinträchtigungen
eines vorhandenen Straßenbildes durch ge-
werbliche Sondernutzungen abzuwehren.
Die Gemeinde kann das Erscheinungsbild
eines Fußgängerbereichs auch selbst ge-
stalten, indem sie festlegt, welche gewerb-
lichen Sondernutzungen prägend sein sol-
len und welche nicht.

GRENZEN FÜR PLAKATIERUNG

Eine weitere Form der Sondernutzung stellt
das Plakatieren dar - sei es durch politische
Parteien im Wahlkampf oder durch Private
zu Werbezwecken. Die Kommunen werden
immer häufiger mit dem Wildwuchs der
Plakatierung im Stadtgebiet konfrontiert.
Dem können sie unter anderem mit einer
Regelung in ihrer Sondernutzungssatzung
begegnen, nach der sie Anzahl und Größe
der Plakate begrenzen.
Einer Einflussnahme der Kommune auf den
Inhalt der Plakate oder der Sondernutzung
sind aber Grenzen gesetzt. So ist eine Be-
schränkung auf Plakate, die für Veranstal-
tungen in der Kommune selbst werben,
oder darauf, dass die Werbung nur durch
ortsansässige Vereine erfolgen darf, unzu-
lässig. Ebenso wenig kann die Kommune
unerwünschte Darstellungen verhindern.
In diesem Sinne hat das Oberverwaltungs-
gericht Münster jüngst entschieden, dass
die für die Erteilung der Sondernutzungser-
laubnis zuständige Behörde sich im Rah-
men ihrer Ermessensentscheidung nur an
Gründen zu orientieren hat, die einen sach-

Grad der Belästigung abzustellen. Das Ste-
henbleiben von Passanten infolge des An-
sprechens ist gerade in Fußgängerzonen ein
verkehrstypisches Verhalten und stellt le-
diglich eine geringfügige Störung der Ge-
meingebrauchsausübung dar.
Ob das „Niederlassen zum Alkoholgenuss“
die Grenzen des Gemeingebrauchs über-
schreitet und somit eine Sondernutzung
darstellt, ist in der Rechtsprechung um-
stritten. Während der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof die Münchener „Alt-
stadt-Fußgängerbereich-Satzung“, die das
Niederlassen zum Alkoholgenuss außer-
halb zugelassener Freischankflächen un-
tersagte, für rechtens hält, vertreten das
Oberlandesgericht Saarbrücken und der
Verwaltungsgerichtshof Mannheim die
Auffassung, dass eine solche Satzung
rechtswidrig sei. Das Verweilen auf öffent-
lichen Straßen und Wegen gehöre, auch
wenn es mit Alkoholgenuss einhergehe,
grundsätzlich zum Gemeingebrauch.
Denn der schlichte Alkoholgenuss beein-
trächtige weder den Gemeingebrauch an-
derer, noch stelle er sich als nicht mehr ge-
meinverträglich dar.

SCHWIERIGE GRENZZIEHUNG

Dieser Rechtsprechung ist zuzustimmen.
Der Alkoholgenuss in der Öffentlichkeit - et-
wa in Straßencafes oder Biergärten - ist üb-
lich und wird allgemein akzeptiert.Des Wei-
teren ist es unmöglich, eine rechtlich nach-
vollziehbare Grenze zwischen dem als Ge-
meingebrauch anerkannten Ausruhen im
öffentlichen Verkehrsraum und dem als
Sondernutzung aufzufassenden Belagern
öffentlicher Flächen zum Alkoholgenuss zu
ziehen. Weder die Dauer des Aufenthalts,
noch das äußere Erscheinungsbild oder das
Benehmen der Personen stellen geeignete
Kriterien für eine Abgrenzung dar.
Ordnete man dennoch die genannten Ver-
haltensweisen als Sondernutzung ein, stün-
den diese unter einem straßenrechtlichen Er-
laubnisvorbehalt, was zu dem absurden Er-
gebnis führen würde,dass etwa „Bettellizen-
zen“ erteilt werden könnten - ein Rückfall in
die „Bettelordnungen“ des Mittelalters, der
rechtspolitisch sicher nicht gewollt ist.
Auch einer Einstufung als nicht genehmi-
gungsfähige Sondernutzung steht entge-
gen, dass dem Straßenrecht eine Ermächti-
gungsgrundlage fehlt für ein quasi prophy-
laktisches Vorgehen gegen Personengrup-
pen, deren Alkoholkonsum Anlass zur Be-
sorgnis hinsichtlich gesetzeswidrigen Ver-

Wo Menschen auf  �
Plätzen verweilen,

stellt sich die Frage
nach der 

angemessenen 
Nutzung und 

eventueller 
Belästigung anderer

Passanten
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lichen Bezug zur Straße haben. Sie ist nicht
zur Beachtung aller anderen öffentlichen
Belange berufen, die nur mittelbar im Zu-
sammenhang mit der Straße stehen, insbe-
sondere nicht zur Berücksichtigung allge-
meiner ordnungsbehördlicher Gesichts-
punkte.
Hier ist wieder die Ordnungsbehörde am
Zug - oder die Straßenverkehrsbehörde,
wenn die Werbung derart in den öffentli-
chen Verkehrsraum hineinwirkt, dass sie zu
einer Verkehrsgefährdung führt. Die Kom-
munen sollten aber beispielsweise durch
Regelungen in Werbenutzungsverträgen
darauf hinwirken, dass nicht jede ge-
schmacklose und diskriminierende Wer-
bung in der Stadt plakatiert wird.

GEBÜHREN EINFACHER

Hinsichtlich der Gebühren für Sondernut-
zungen wünschen sich viele Kommunen ei-
ne Vereinfachung der Gebührentatbestän-
de, um bei der Erhebung der Gebühren fle-
xibler zu sein. Das Straßen- und Wegege-
setz NRW ermächtigt die Kommunen zur
Erhebung von Gebühren für Sondernutzun-
gen, die in der Sondernutzungssatzung
festgehalten werden müssen. Dabei sind
Art und Ausmaß der Einwirkung auf die
Straße und den Gemeingebrauch sowie das
wirtschaftliche Interesse des Gebühren-
schuldners zu berücksichtigen. Im Übrigen
steht die Erhebung der Sondernutzungsge-
bühren im Ermessen der Gemeinde.
Eine Vereinfachung der Gebührentatbe-
stände könnte durch die Einführung eines
Gebührenrahmens anstelle fester Gebüh-
rensätze sowie durch Bildung von Fallgrup-
pen vergleichbarer Sondernutzungen er-
reicht werden. Mögliche Fallgruppen oder
Kategorien könnten „Werbung“, „Ge-
schäftsbetrieb“,„Bauwesen“ und Ähnliches
sein. Innerhalb dieser Kategorien sind ein-
zelne typische Sondernutzungen aufzufüh-
ren, für die jeweils ein Gebührenrahmen
festzusetzen ist. Die Einführung eines Ge-
bührenrahmens ermöglicht so eine Verrin-
gerung der Gebührentatbestände und führt
zu mehr Gebührengerechtigkeit.
Die Sondernutzungsgebühr ist in jedem
Einzelfall unter Ausübung des Ermessens
durch Verwaltungsakt festzusetzen. Dabei
kann der in der Satzung festgelegte Gebüh-
renrahmen als Orientierung für die Gebüh-
renbemessung herangezogen werden und
ist anhand der gesetzlichen Bemessungs-
grundsätze sowie der konkreten Umstände
des Einzelfalls von der Stadt auszufüllen. ●

Öffentliche Flächen sind die Visitenkar-
te einer Stadt. Als solche sind in Hürth

definiert öffentlich gewidmete Straßen,
Wege und Plätze, Grünanlagen, Parkanla-
gen, Waldflächen, Friedhöfe, Sportanlagen,
Außenanlagen an städtischen Gebäuden
und Einrichtungen
sowie Spielplätze. Sie
sind maßgeblich für
die Identifikation der
Bürgerschaft mit ih-
rem Gemeinwesen
und sie sind ein Maß-
stab für die Qualität der Erledigung öffent-
licher Aufgaben durch oder im Auftrag einer
Kommune.
Im öffentlichen Raum steht der ganzheitli-
chen Betrachtungsweise durch den Bürger in
der Regel die zersplitterte Zuständigkeit von
Aufgaben der öffentlichen Hand gegenüber.
Der Passant nimmt ein Loch im Straßenbe-
lag,Abfall auf der Straße,ein schief sitzendes
Verkehrsschild,ungepflegtes Straßenbegleit-
grün wahr und ordnet diese Eindrücke der
Stadt insgesamt zu.Die Stadtverwaltung da-
gegen wird diesbezügliche Mängel wieder-
um von verschiedenen Abteilungen beheben
lassen. Es gibt in der Regel keine gebündelte

In der Stadt Hürth wirkt sich die einheitliche Bewirtschaftung 
öffentlicher Flächen durch die Stadtwerke auch auf die Sauberkeit
der Straßen,Wege und Plätze aus

Öffentlicher Raum
jetzt in einer Hand
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Zuständigkeit für den öffentlichen Raum in
einer Verwaltung.
In Hürth hat die Bewirtschaftung öffentlicher
Flächen besonderes Augenmerk bei der Neu-
organisation der Aufgabenerledigung im
Jahre 2000 erhalten. Eine Vielzahl von Zu-

ständigkeiten, die Auf-
gaben im öffentlichen
Raum erfüllen,wurden
bei den Stadtwerken
Hürth als Anstalt des
öffentlichen Rechts mit
dem Ziel eines zentra-

len Managements gebündelt.Mit der Bünde-
lung von Planung, Bau und Unterhaltung in
den Bereichen Straßenbau und Grünflächen
wurden in Hürth die Voraussetzungen für ei-
ne einheitliche räumliche Zuständigkeit für
den öffentlichen Raum geschaffen.

SCHMUTZ DURCH SONDERNUTZUNG

Mit der Übertragung der Zuständigkeiten
der Straßenbaubehörde auf die Stadtwerke
Hürth, AöR wurde auch die Erteilung von
Sondernutzungsgenehmigungen bei den
Stadtwerken angesiedelt. Sondernutzungen
belasten vielfach den öffentlichen Raum und

DER AUTOR
Dr. Dirk H. Ahrens-Salzsieder
ist Vorstand der Stadtwerke
Hürth, AöR sowie Erster 
Beigeordneter und Kämmerer
der Stadt Hürth
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sind oft auch die Ursache von Verunreinigun-
gen.Insofern war es nur konsequent,die Stra-
ßenreinigung - soweit nicht den Anliegern
übergeben - ebenfalls auf die Stadtwerke zu
übertragen wie dann letztendlich auch die
Abfallwirtschaft insgesamt.
Leitungsgebundene Ver- und Entsorgungs-
einrichtungen nutzen den öffentlichen Raum
ebenfalls.Insofern war es - abgesehen von Sy-
nergien mit der gemeinsamen Erfüllung der
Aufgabe Straßenbau - folgerichtig, auch die-
se Aufgaben,sofern sie in die alleinige Zustän-
digkeit der Stadt fallen,auf die Stadtwerke zu
übertragen (siehe Tabelle). Des Weiteren
prägt der Stadtbus das Stadtbild mit seinen
fast 200 Haltestellen in Hürth. Diese müssen
unterhalten und gepflegt werden - ein we-
sentlicher Grund für die Bündelung auch die-
ser Zuständigkeit bei den Stadtwerken.
Für die Bewirtschaftung der Friedhöfe,
Sportanlagen, Außenanlagen an städti-
schen Gebäuden und Einrichtungen sowie
der Spielplätze treten die Stadtwerke ge-
genüber der Stadt als Dienstleiter auf. Die
Stadt bestimmt die Pflegestandards. Alle
übrigen Aufgaben fallen in die Zuständig-
keit der Stadtwerke. Die Bürger indes neh-
men diese Differenzierung gar nicht wahr.
Für sie sind die Stadtwerke in Hürth der zen-
trale Dienstleister der Stadt rund um den

privaten Grundbesitz und damit auch für
die Bewirtschaftung öffentlicher Flächen.

BAUMAßNAHMEN KOORDINIERT

Die Vorteile der Bündelung von Aufgaben
der Kommune im öffentlichen Raum liegen
auf der Hand. So werden Baumaßnahmen
im öffentlichen Raum besser koordiniert,
wirtschaftlicher geplant und ausgeführt.
Die Schnittstellen zwischen Straßenbau
und Grünflächenpflege werden besser ab-
gestimmt.
Durch den Betrieb der Abfallwirtschaft und
der Straßenreinigung in eigener Zuständig-
keit und mit eigenem Personal,durch den Be-
trieb eines für die Hürther meist kostenlos
nutzbaren Entsorgungszentrums, das auch
samstags geöffnet hat, und nicht zuletzt
durch die Beschäftigung so genannter Kehr-
männchen - erwerbsfähige Hilfebedürftige
nach § 16 SGB II in „Ein-Euro-Jobs“ - unter der
Regie der Ortsvorsteher in Hürth ist es gelun-
gen, zusätzlich zu den originären Aufgaben
der Straßenreinigung und Abfallwirtschaft
sowie den Pflichten der Grundstückseigentü-
mer den öffentlichen Raum sauberer zu ma-
chen. Das Aufkommen an „wildem Müll“ so-
wie die Anzahl der unter Sauberkeitsge-
sichtspunkten problematischen Räume
konnte maßgeblich reduziert werden.
All dies hat letztendlich dazu geführt, dass
sich der so genannte Runde Tisch „Saubere
Stadt“ im Rahmen der lokalen Agenda mitt-

lerweile aufgelöst hat.
Die Stadtwerke unter-
stützen aber weiterhin
bürgerschaftliches En-
gagement - etwa bei
der Betreuung von 
Pflegepatenschaften
für Grünflächen und
Bäume, bei der Beglei-
tung jährlicher Früh-
jahrsputzaktionen, bei
der Unterstützung mit
Sonderreinigungsak-
tionen nach besonde-
ren Veranstaltungen,
beispielsweise im Kar-

neval - und stärken damit die Verantwortung
von Bürgerschaft, Politik und kommunalen
Unternehmen und Einrichtungen für das Ge-
meinwesen.

VORRANG FÜR EIGENPRODUKTION

Dies alles ist nur möglich, weil die Stadt
Hürth und die Stadtwerke sich bewusst dafür
entschieden haben, Aufgaben der kommu-
nalen Daseinsvorsorge selbst auszuführen
und nicht an private Dritte zu vergeben - vo-
rausgesetzt,die Wirtschaftlichkeit der Eigen-
erbringung von Leistungen ist gegeben. Dies
ist in der Regel der Fall.Die Stadtwerke Hürth
haben gezeigt,dass es möglich ist,Aufgaben
wirtschaftlicher zu erbringen als Private. In-
sofern wurde eine Vielzahl von Aufgaben in
Hürth wieder rekommunalisiert, übrigens
auf der Basis einstimmiger Beschlüsse der
Politik.
Die Reaktionen aus der Bürgerschaft sind
durchweg positiv. Die Leistungen der Stadt-
werke und der Stadt für die Sauberkeit der
Stadt werden anerkannt. Die Qualität der
Aufgabenerledigung durch ein eigenes
kommunales Unternehmen wird in Hürth
als gut eingestuft.
Hürth ist sauberer geworden, die Straßen
sind in einem vergleichsweise guten Zu-
stand, die Entwässerung ist gesichert und
die Gebühren liegen auf einem Niveau, das
angesichts des Leistungsumfangs in Hürth
als gutes Mittelfeld zu bezeichnen ist. Zeit-
weise konnten Gebühren sogar gesenkt
werden. Die Wassergebühren sind seit 1996
stabil. Die Fernwärmeversorgung gehört zu
den kostengünstigsten in Deutschland. ●

� Stadt außen vor: Pflege der Gehwege in 
Gewerbegebieten ist Sache der Anlieger

Aufgaben und Zuständigkeit auf öffentlichen Flächen

Aufgabe ursprüngliche Bündelung der 
Zuständigkeit Zuständigkeit

Straßenbau
Vorentwurfsplanung Planungsamt Planungsamt 
Ausführungsplanung Tiefbauamt Stadtwerke AöR
Bauausführung Tiefbauamt Stadtwerke AöR
Unterhaltung Bauhof Stadtwerke AöR
Sondernutzungen Ordnungsamt Stadtwerke AöR

Entwässerung
Entwässerungsplanung Tiefbauamt Stadtwerke AöR
Kanalbau Tiefbauamt Stadtwerke AöR
Kanalunterhaltung Bauhof Stadtwerke AöR
Betrieb Kläranlage Tiefbauamt Stadtwerke AöR

Grünflächen
Planung Tiefbauamt Stadtwerke AöR
Bauausführung Tiefbauamt Stadtwerke AöR
Unterhaltung Bauhof Stadtwerke AöR

Abfallwirtschaft Bauhof Stadtwerke AöR
Straßenreinigung Bauhof Stadtwerke AöR
Wasserversorgung Stadtwerke Eigenbetrieb Stadtwerke AöR
Fernwärmeversorgung Stadtwerke Eigenbetrieb Stadtwerke AöR
Stadtbusnetz Stadtverkehrsgesellschaft Stadtwerke AöR

� Öffentliche Grünflächen und Straßen werden
in der Stadt Hürth von den Stadtwerken 
bewirtschaftet und sauber gehalten

� Heute betreuen die
Stadtwerke Hürth alle 
öffentlichen Flächen und
Infrastrukturaufgaben,
vom Straßenbau über 
Wasserversorgung und
Abfallwirtschaft bis zum
Busnetz

Stgerat_6_07_Innen_neu  29.05.2007  9:37 Uhr  Seite 17



18 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 6/2007

THEMA SAUBERE STADT

In vielen Städten und Gemeinden wird
immer wieder darüber diskutiert, wie die

Stadtsauberkeit sichtbar verbessert werden
kann. Eine gute Möglichkeit ist, genügend
öffentliche Abfallbe-
hälter - so genannte
Straßenpapierkörbe -
aufzustellen. Dabei
müssen die Kosten
für öffentliche Abfall-
behälter nicht über
allgemeine Haushaltsmittel finanziert wer-
den. Vielmehr besteht die Möglichkeit, die-
se über die Abfallgebühr abzurechnen.
Nach § 9 Abs. 2 Satz 2 Spiegelstrich 2 Lan-
desabfallgesetz NRW (LAbfG NRW) gehö-
ren zu den ansatzfähigen Kosten im Rah-
men der Erhebung der Abfallgebühr die

Kosten, die durch die Aufstellung, Unter-
haltung und Entleerung so genannter Stra-
ßenpapierkörbe entstehen. Damit werden
diese Kosten ausdrücklich den betriebsbe-

dingten Kosten der
kommunalen Abfall-
entsorgungseinrich-
tung zugeordnet.
Denn es ist gesetzlich
geregelt, dass auch
die Aufstellung, Un-

terhaltung und Entleerung der Straßenpa-
pierkörbe zu den abfallwirtschaftlichen
Aufgaben der Gemeinden gehört und die
Kosten über die Abfallgebühr abzurechnen
sind (§ 5 Abs. 2 letzter Halbsatz i.V.m. § 9
Abs.2 Satz 1 und Satz 2 Spiegelstrich 2 LAbfG
NRW).

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der
Begriff „Straßenpapierkorb“ in § 9 Abs.2 Satz
2 Spiegelstrich 2 LAbfG NRW nicht wörtlich
zu verstehen ist, sondern umgangssprach-
lich geprägt ist.Gemeint sind öffentliche Ab-
fallbehälter, die für jedermann frei zugäng-
lich und benutzbar im Stadt- oder Gemein-
degebiet - etwa in der Fußgängerzone - auf-
gestellt worden sind. Der Landesgesetzge-
ber hat aber in § 5 Abs. 2 Spiegelstrich 4
LAbfG NRW deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass „Straßenpapierkörbe“ nur dort
aufzustellen sind, wo dies nach den örtli-
chen Gegebenheiten erforderlich ist.

ANSPRUCH AUF PAPIERKORB

Damit gibt es keinen Rechtsanspruch ei-
nes Grundstückseigentümers, dass genau
vor seinem Grundstück ein öffentlicher
Abfallbehälter - etwa am Mast einer Stra-
ßenlaterne - angebracht wird. Vielmehr
steht es im Ermessen der jeweiligen Ge-
meinde, an welchen Orten so genannte
Straßenpapierkörbe - weil erforderlich -
aufgestellt werden. Dies sind in der Regel
Orte, wo eine erhöhte Frequenz an Pas-
santen festzustellen ist wie beispielswei-
se in der Fußgängerzone oder an Bushal-
testellen.
Hieraus folgt zugleich, dass nicht jeder öf-
fentliche Abfallbehälter ein so genannter
Straßenpapierkorb ist. Vielmehr ist unter
diesem Begriff nach § 5 Abs. 2 und § 9 Abs. 2
Satz 2 Spiegelstrich 2 LAbfG lediglich ein Ab-
fallbehälter zu verstehen, der auf einem der
Allgemeinheit frei zugänglichen Grund-
stück aufgestellt worden ist und daher von
jedermann frei zugänglich genutzt werden
kann.
Hierzu gehören etwa Abfallbehälter auf öf-
fentlichen Straßen, Wegen und Plätzen et-
wa an Bus- und Straßenbahnhaltestellen,
auf Kinderspielplätzen, an Standplätzen für
Wertstoff-Container für Altglas, Altpapier,
in öffentlichen Grün-, Park- und Naherho-
lungsanlagen, an städtischen Wanderwe-
gen sowie im stadteigenen Wald. Der Be-
griff „Straßenpapierkorb“ bringt mithin ins-
besondere zum Ausdruck, dass es sich um
öffentliche Abfallbehälter auf Flächen han-
deln muss, die jedermann im Rahmen des
straßen- und wegerechtlichen Gemeinge-
brauchs betreten kann.

SONDERFALL SCHULGELÄNDE

Nicht zu den Straßenpapierkörben gehören
folglich Abfallbehälter auf städtischen

Sauberkeit in Kommunen kann durch Aufstellung öffentlicher 
Abfallbehälter verbessert werden, wobei in der Auswahl und 
Abrechnung Regeln zu beachten sind

Edel-Papierkörbe 
nur für die Innenstadt

Wo viele Abfallbehälter aufgestellt sind, werden sie in der Regel auch genutzt

DER AUTOR
Dr. jur. Peter Queitsch ist
Hauptreferent für 
Umweltrecht beim Städte-
und Gemeindebund NRW
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Schulgrundstücken, weil diese nicht zum
freien Zugang für jedermann bestimmt
sind. Hinzu kommt, dass solche „Papierkör-
be“ den Abfallbehältern der Schule tatsäch-
lich und auch kostenmäßig zuzurechnen
sind. Dasselbe gilt für Abfallbehälter in
sonstigen städtischen Einrichtungen wie
Kindergärten, Sportanlagen sowie auf
Friedhöfen.
Diese Abfallbehälter sind hier der jeweili-
gen Einrichtung konkret zuzurechnen, zu-
mal auch der Benutzerkreis dieser Einrich-
tungen nicht allgemein „jedermann“ ist,
sondern die Einrichtungen grundsätzlich
nur von einem ganz bestimmten Benutzer-
kreis in Anspruch genommen werden. Im
Übrigen ist der Friedhof an sich eine eigen-
ständige kommunale Einrichtung mit ei-
genständigen Benutzungsgebühren, den
Friedhofgebühren.
Zur kommunalen Einrichtung Friedhof ge-
hören auch Abfallbehälter,um beispielswei-
se Abfälle im Zusammenhang mit der Grab-
pflege wie Kerzen- und Pflanzenreste in der
Einrichtung „Friedhof“ entsorgen zu kön-
nen. Vor diesem Hintergrund empfiehlt es
sich,die Kosten für Abfallbehälter auf Fried-
höfen dieser Einrichtung zuzuordnen und
gegebenenfalls über die Friedhofsgebühren
abzurechnen.

DIVERSE KOSTEN ABZURECHNEN

In § 9 Abs. 2 Satz 2 Spiegelstrich 2 LAbfG
NRW ist genau geregelt, welche Kosten ab-
rechnungsfähig sind. Mit dem Begriff „Auf-
stellung“ ist verbunden, dass auch die Be-

schaffungskosten für neue öffentliche Ab-
fallbehälter - so genannte Straßenpapier-
körbe - zu den betriebsbedingten Kosten
gerechnet werden können. Denn naturge-
mäß können Straßenpapierkörbe erst auf-
gestellt werden, nachdem sie gekauft wor-
den sind.
Der Begriff „Unterhaltung“ deckt auch die
Reparatur samt erforderlichen Materialien
von Straßenpapierkörben ab. Der Begriff
„Entleerung“ umfasst nicht nur die Kosten
für die Beförderung des entleerten Inhalts
von Straßenpapierkörben, sondern auch
die Entsorgung der Abfälle aus den Stra-
ßenpapierkörben. Somit sind auch diese
Kosten über die Abfallgebühren abrech-
nungsfähig.
Gleichwohl sollte im Hinblick auf die Kos-
ten für Straßenpapierkörbe der abgaben-
rechtliche Grundsatz der Erforderlichkeit
nicht außer Acht gelassen werden. Danach
hat der gebührenpflichtige Benutzer einen
Anspruch darauf, nicht mit übermäßigen
oder überflüssigen Kosten belastet zu wer-
den. Vor diesem Hintergrund ist es etwa
vertretbar, die Fußgängerzone und den
Kern-Innenstadtbereich mit ansprechen-
den öffentlichen Abfallbehältern beispiels-
weise aus Metall zu bestücken.
Es ist aber nicht zwingend erforderlich, so
genannte Luxusvarianten öffentlicher Ab-
fallbehälter überall im Gemeindegebiet
aufzustellen. Hier kann auch auf kosten-
günstige Ausführungen zurückgegriffen
werden. Dabei müssen dies keine Billig-
exemplare sein, die nur eine sehr kurze
Nutzungszeit aufweisen, weil sie etwa aus

Kunststoff bestehen und häufig
durch mutwilliges Anzünden zer-
stört werden.

HUNDEKOT-TÜTENSPENDER 
MIT DABEI?

In jüngster Zeit ist die Frage aufge-
taucht, ob so genannte Hundekot-
Tütenspender unter den Begriff der
öffentliche Abfallbehälter oder der
so genannten Straßenpapierkörbe
im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 2 Spie-
gelstrich 2 LAbfG NRW fallen. Recht-
sprechung liegt hierzu bislang nicht
vor. Gegen eine solche Einordnung
spricht allerdings, dass „Hundekot-
Tütenspender“ in erster Linie dazu

dienen, Tüten bereitzuhalten, mit denen
Hundekot vom Boden aufgenommen und
entsorgt werden kann.
„Hundekot-Tütenspender“ sind damit für
sich gesehen keine öffentlichen Abfallbe-
hälter (Straßenpapierkörbe), in denen Ab-
fälle wie Eispapier, Bananenschalen, Ziga-
rettenkippen oder Fast-Food-Verpackun-
gen entsorgt werden können. Somit be-
steht grundsätzlich ein Prozessrisiko,
wenn diese über die Abfallgebühr abge-
rechnet und nicht über allgemeine Haus-
haltsmittel finanziert werden.„Hundekot-
Tütenspender“ sind auch nicht mit öffent-
lichen Abfallbehältern vergleichbar, in die
ein Zigarettenaschenbecher eingebaut
ist. Denn diese kombinierten öffentlichen
Abfallbehälter dienen in erster Linie dazu,
einen Brand im Abfallbehälter zu vermei-
den und ein sonstiges Wegwerfen von Zi-
garettenkippen abzustellen.
Im Übrigen zeigt die Erfahrung in Städten
und Gemeinden, dass so genannte Hunde-
kot-Tütenspender selten von Hundehaltern
genutzt werden. Darüber hinaus ist be-
kannt geworden, dass die Tüten aus den Tü-
tenspendern auch von Dritten, die keine
Hundeeigentümer sind, für andere Zwecke
entnommen werden. Daher empfiehlt es
sich, so genannte Hundekot-Tütenspender
im Zweifelsfall über allgemeine Haushalts-
mittel zu finanzieren. ●

� Kosten für Reparatur und Ersatz 
öffentlicher Papierkörbe können auf die 
Abfallgebühren umgelegt werden
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„Westfälische Rundschau“ vom 09.05.2007
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Kürzlich besuchte ich einen Freund in
seiner Stadt. Ich war zu früh und be-

schloss, zu Fuß zu ihm zu gehen. Ein Stück
weit musste ich entlang einer viel befahre-
nen Straße laufen. Was für ein Lärm das
doch ist, dachte ich, und: hier wohnen
Menschen! Riesige Vorwegweiser über-
spannten die gesamte Straße,Werbetafeln
wechselten ihre grellen Angebote, vor dem
Eingang zu einem Friedhof standen - na-
türlich ordentlich aufgereiht - schmudde-
lige Wertstoffcontainer.
Die Straße kreuzte eine Bahnlinie, einge-
haust - wie das Gesetz es erfordert - mit
hohen Lärmschutzwänden. Schöner Blick
aus dem Wohnzimmer, dachte ich. Ein kur-

zes Stück weiter eine große Kreuzung.
„Schönplatz“ stand auf dem Straßen-
schild, aber ich sah keinen Platz. Dafür ei-
ne tiefe Schlucht quer über die Kreuzung,
in der ein unablässiger Verkehrsstrom den
Ort durchquerte.
Der Lärm war unerträglich. Verkommene
Häuser standen vereinzelt herum, dazwi-
schen große Parkplätze. Die wenigen Fuß-
gänger, denen ich begegnete, schienen ge-
hetzt und abwesend. Mir kam es vor, als sei
das einzige Gefühl, was man austauschen
konnte, das Mitleid mit denen, die sich
gleich mir an diesen Ort verloren hatten.
Ich hatte genug gesehen und beschloss,
den Rest des Wegs mit der U-Bahn zu fah-
ren.

KIPPEN UND DOSEN

Bei meinem Freund angekommen, erzähl-
te ich ihm, dass ich ein Stück zu Fuß gegan-
gen war. Oh, sagte er, bist Du nicht an den

vielen Kaugummis kleben geblieben? Ist
doch schrecklich, wie die Leute alles weg-
werfen, und das, obwohl die Stadt vor zwei
Jahren die Anzahl der Abfalleimer verdop-
pelt hat! Überall liegen die Kippen herum,
und dann erst die Dosen... Ich musste ge-
stehen, dass mir das Alles nicht aufgefal-
len war, dafür aber der Lärm und die un-
wirtlichen Räume, überall Autos und nir-
gendwo ein Ort zur Entspannung. Nun ja,
wir fahren ja alle mit dem Auto, das hat
nun mal seinen Preis, meinte er. Wir wech-
selten das Thema.
Ich hasse Kaugummi und auch diese zu-
sammengedrückten Getränkedosen. Und
ich verstehe auch nicht meine Mitmen-
schen, die ihren Platz im ICE beim Ausstei-
gen in einem Zustand zurücklassen, der
mehr an eine Müllkippe erinnert - eine Un-
sitte, die im Flugzeug schon länger Norma-
lität ist. Aber beim Gedanken an die Ge-
stalt unserer Städte fallen mir, bevor ich an
Schmutz denke, tausend andere Aspekte
ein.
Ich erinnere mich an einen Besuch in Vene-
dig zu einer Zeit, als die Müllabfuhr dort
streikte. Überall lagen Berge von Müllsä-
cken herum - kein schöner Anblick, aber
Venedig war trotzdem wunderbar. In Paler-

Kaugummi klebt an Lärmschutzwand - eine unorthodoxe 
Annäherung an das Thema „Sauberkeit und Stadtgestaltung“

Was genau verunziert
unsere Städte?

� Verkehrslärm und Schadstoffbelastung 
beeinträchtigt das Erscheinungsbild der 
Innenstädte ebenso wie herumliegender 
Abfall

� Ob wild entsorgter Müll als störend 
empfunden wird, hängt von vielen Faktoren abDER AUTOR

Harald Heinz ist geschäfts-
führender Gesellschafter des
Planungsbüros HJPplaner in
Aachen
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mo allerdings fühlte ich mich unwohl - so-
wohl dort, wo es dreckig war, wie auch
dort, wo nichts herumlag. Vermutlich war
es zu heiß oder ich hatte zu viele Mafiafil-
me gesehen. Ich wage die These, dass ein
Kaugummi in Hellersdorf hässlicher ist als
in Venedig und eine zusammengedrückte
Bierdose uns in Marzahn mehr stört als vor
dem Kölner Dom.

WEIT SCHLIMMER: LÄRM 

Aber für die Störung von Stadtgestalt
scheinen mir ohnehin ganz andere Dinge
wichtig zu sein: zunächst der Lärm, insbe-
sondere der Autolärm, der unsere Städte
verdreckt, dann die Abgase, die Rußparti-
kel. Diese unsichtbaren Verschmutzungen
müssen wir bekämpfen - allerdings nicht
mit Lärmschutzwänden und Schallschutz-
fenstern, sondern an der Quelle, beispiels-
weise durch bessere Fahrzeugtechnik und
Geschwindigkeitsbegrenzung. Um die
Kaugummis und Bierdosen können wir
uns kümmern, wenn wir alles andere in
Ordnung gebracht haben.
Die Häuser, die unsere Städte prägen, sind
zwar oft sauber, trotzdem aber nicht
schön. Manchmal sind sie auch verkom-
men und verdienen, wenn sie nicht schleu-
nigst saniert werden, nur noch den Abriss.
Graffitis sind dümmlich und nur selten von
künstlerischem Reiz. Jedoch unterscheiden
sie sich nur unwesentlich von den verzwei-
felten Versuchen der Designer, Lärm-
schutzwände durch Farbspielereien aufzu-
hübschen.
Bevor wir es nicht schaffen, in den Städten
Vorwegweiser auf ein vernünftiges Maß
zu reduzieren und unsere ÖPNV-Haltestel-
len anders zu finanzieren als über riesige
Werbetafeln, brauchen wir uns nicht zu er-
regen, wenn jemand seinen abgefahrenen
Fahrschein auf die Straße wirft. Und
schließlich: nicht die Kippe schadet der Ge-
sundheit, sondern die Zigarette! 
Wodurch wird Stadtgestalt geprägt? Si-
cherlich durch die Gebäude: die prägnan-
ten, aber auch die weniger wichtigen da-
zwischen, sogar die hässlichen. Dann durch
die Freiräume, und hier vor allem auch da-
durch, was wir in diese hineinstellen (Kunst
oder Straßenmöbel?), schließlich durch die
Menschen, die sich in den Räumen bewe-
gen, und durch ihre Aktivitäten in diesen
Räumen, ihre Aneignung. Durch dieses Zu-
sammenspiel kann ein großes Kunstwerk
entstehen, das robust genug ist, um auch
Dreck und Abfall zu überstehen.

Stadtgestalt braucht und schafft Schön-
heit. Sauberkeit ist ein Ordnungsbegriff -
Schönes kann, braucht aber nicht „sauber“
zu sein. Und sicherlich schafft Sauberkeit
per se noch keine Schönheit.

Beim nächsten Besuch bei meinem Freund
fuhr ich mit dem Auto. Angekommen
tauschten wir uns über das Wetter aus.
Hier waren wir uns einig: Zu warm für die-
se Jahreszeit. ●

www.Kanalgutachter.de

Anzeige
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„Westfälisches Volksblatt“ vom 26. 04. 2007
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VERKEHR

Das OVG Münster hat am 16.02.2007
die Berufung einer Stadt gegen das

ablehnende Urteil des Verwaltungsgerichts
Köln bezüglich des Kostenersatzes für die
Beseitigung einer Ölspur zurückgewiesen.
Mit dem Urteil wurde nicht nur ein seit Jah-
ren schwelender Streit zwischen Kommu-
nen oder Feuerwehr und dem Landesbe-
trieb Straßenbau NRW entschieden, son-
dern zugleich der Umfang der Leistungen
der Gefahrenabwehr präzisiert.Ebenso stel-
len sich Haftungsfragen für die Einsatzlei-
ter.
Der Fall: Die Feuerwehr einer Stadt wurde -
wie so oft - an einem Sonntag über eine 300
Meter lange Ölspur auf einer Landstraße in-
formiert. Die Stadt verlangte nach Beseiti-
gung der Ölspur 310,87 Euro Erstattung vom
Landesbetrieb Straßenbau NRW. Als dieser
nicht zahlen wollte, erhob die Kommune
Klage gegen das Land NRW. Der Anspruch
sei begründet aus dem Grundsatz der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag, so die Stadt.
Die §§ 677 f. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
seien auch im Verhältnis der Behörden un-
tereinander entsprechend anwendbar.
Die Gegenseite - und auch das Verwal-
tungsgericht Köln - vertraten die Auffas-
sung, die Feuerwehr habe eine ihr oblie-
gende Aufgabe nach § 1 Abs. 1 Feuer-
schutzhilfegesetz (FSHG) ausgeführt. Das
Tätigwerden der Feuerwehr sei als Hilfe-
leistung im Unglücksfall zu werten, und
zur Gefahrenabwehr habe auch die Auf-
nahme und Entsorgung des ausgestreu-
ten Bindemittels gehört.

VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHT 

Dem Rechtsstreit zugrunde liegt somit der
Konflikt zwischen der Verkehrssicherungs-
pflicht des Straßenbaulastträgers und der
Hilfeleistungspflicht der Feuerwehr nach
dem FSHG. Dies wird verschärft durch die
Tatsache, dass der Landesbetrieb Straßen-
bau NRW als Träger der Straßenbaulast für
Landes- und Bundesstraßen keine Rufbe-
reitschaft unterhält, somit die ehrenamtli-
chen Kräfte der Feuerwehr nachts oder am
Wochenende zum Einsatz gerufen werden
und der Landesbetrieb sich weigert, dafür
die Kosten zu tragen. Zunehmend gibt es an
Werktagen auch Probleme mit Arbeitge-
bern, die „normale“ Brandeinsätze akzep-
tieren, eine Freistellung für technische und
andere nicht Leben rettende Einsätze aber
ablehnen.
Bemühungen, diesen Konflikt durch eine
Novellierung des FSHG zu entschärfen, wa-
ren bislang erfolglos. Auch die Erlasse des
NRW-Innenministeriums vom 29.07.2004
(Az.: 72-52.01.03) und des NRW-Ministeri-
ums für Verkehr, Energie und Landespla-
nung vom 07.07.2004 (Az.: III B 1-10-74(15))
haben keine grundlegende Verbesserung
gebracht.
In diesen Erlassen wurde die Auffassung
vertreten, dass die Feuerwehr bei der Besei-
tigung von Ölspuren nur Erstmaßnahmen
zur Beseitigung der konkreten Gefahr vor-
nehmen müsse. Alle anderen Maßnahmen
zur Wiederherstellung der Verkehrssicher-
heit, insbesondere die teils zeitaufwändige
Reinigung der Verkehrsfläche, fielen in die
Zuständigkeit des Baulastträgers. Der Auf-
wendungsersatz nach Grundsätzen der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag beschränke
sich auf Sachaufwendungen. Ein Ersatz der
Personalkosten oder anteiliger Vorhaltekos-
ten für Fahrzeuge sei nicht möglich.

PFLICHTEINSATZ ÖLSPUR

Dies alles ist nun mit dem Urteil des OVG
Münster Makulatur. Das Oberverwaltungs-
gericht vertritt die Auffassung,dass die Vor-
schriften der Geschäftsführung ohne Auf-
trag (§ 677 f. BGB analog) nicht anwendbar
seien, da § 41 FSHG eine abschließende Re-
gelung des Kostenersatzanspruches der
Feuerwehr für Pflichteinsätze enthalte. Da
es sich bei den Einsätzen der Feuerwehr um
eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Wei-
sung handele, fehle es zudem an dem Erfor-
dernis des mangelnden Auftrages.
Ölspuren auf Straßen seien als Unglücksfall
im Sinne des § 1 Abs. 1 FSHG zu werten. Hie-
runter sei jedes Ereignis zu verstehen,das mit
einer gewissen Plötzlichkeit eintritt und eine
erhebliche Gefahr für Menschen oder Sachen
bringt oder zu bringen droht.Es komme nicht
darauf an, ob die Gefahrenlage dem Gefähr-
deten von außen zugestoßen oder durch ihn
selbst hervorgerufen sei. Ölspuren bedeute-
ten eine erhebliche Gefahr für die Verkehrs-
teilnehmer - für Kraftfahrzeuge wie auch ins-
besondere für Motorräder.
Das OVG Münster stellt darüber hinaus klar,
dass die für Pflichteinsätze der Feuerwehr
nach § 1 Abs. 1 FSHG maßgeblichen Begriffe
des Unglücksfalls und des öffentlichen Not-
standes gleichberechtigt nebeneinander
stehen. Das Vorliegen eines Unglücksfalls
setze nicht voraus, dass dieser durch Natur-
ereignisse, Explosionen oder ähnliche Vor-
kommnisse verursacht worden sei.

GEFAHRENLAGE BESEITIGEN

Zum Umfang der Hilfeleistungspflicht der
Feuerwehr führt das Oberverwaltungs-

Nach dem OVG Münster müssen Kommunen für die Beseitigung
von Ölspuren auf Landesstraßen nachts oder am Wochenende 
aufkommen - ein rechlich unhaltbarer Zustand 

Feuerwehrleute als
„Billig-Straßenkehrer“

DER AUTOR
Hans-Gerd von Lennep ist
Beigeordneter für Recht und
Verfassung beim Städte- und
Gemeindebund NRW
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� Wenn Feuerwehren Ölspuren beseitigen,
bleiben sie oft auf den Kosten sitzen
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gericht aus, dass darunter neben dem Ab-
streuen der Ölspur auch das Aufnehmen
des Bindemittels sowie dessen Entsorgung
zu fassen ist. Abgrenzungskriterium zwi-
schen der Wahrnehmung von Pflichtaufga-
ben seitens der Feuerwehr und der nicht-
pflichtigen Beseitigung von Folgeschäden
sei die wirksame Beseitigung der Gefah-
renlage. Das Belassen von Bindemittel auf
der Fahrbahn unter Aufstellung von Hin-
weistafeln oder Schildern zur Geschwin-
digkeitsbegrenzung würde die entstande-
ne Gefahrenlage nicht nachhaltig und
wirksam beseitigen.
Die vollständige Beseitigung der Gefahren-
lage für die Verkehrsteilnehmer wie auch
für die Umwelt erfordert profunde Sach-
kenntnis hinsichtlich der Folgen der jewei-
ligen Verunreinigung. Neben Ölbindemit-
teln kommt eine maschinelle Nassreini-
gung mit Tensiden unter Verwendung spe-
zieller Reinigungsgeräte in Betracht. Solche
Spezialgeräte fehlen in der Regel bei den
Kommunen.
Die Privatwirtschaft drängt hierbei über die
Gütegemeinschaft für Verkehrsflächenrei-
nigung und Unfallstellensanierung e.V. auf
den Markt - unter anderem mit Strafanzei-
gen gegen jeden, der die Reinigung angeb-
lich nicht nach dem Stand der Technik vor-
nimmt. Soweit Strafanzeigen gegen Ange-
hörige der Freiwilligen Feuerwehr gestellt
worden sind, hat die Staatsanwaltschaft
diese Ermittlungen jedoch stets einge-
stellt.

PRIVATFIRMEN HAFTEN NICHT

Die Beauftragung von Fachfirmen bedeutet
im Übrigen - unabhängig von der vertragli-
chen Gestaltung - nicht automatisch eine
Haftungsfreistellung. Fragen der Verkehrs-
regelung und der Verkehrssicherung - ein-
schließlich der Entscheidung über die Frei-
gabe der Straße für den Verkehr - sind ho-
heitliche Aufgaben. Polizei und Feuerwehr
handeln bei der Erfüllung ihrer Aufgaben in
Ausübung öffentlicher Gewalt, sodass eine
Freizeichnung durch privatrechtlichen Ver-
trag Amtshaftungsvorschriften nicht außer
Kraft setzen kann.
Gemäß Artikel 34 Satz 1 Grundgesetz in Ver-
bindung mit § 839 BGB haftet die Gemein-
de für schuldhaftes Verhalten ihrer Feuer-
wehrangehörigen.Der Rückgriff des Dienst-
herrn gegen einen Feuerwehrangehörigen
kommt nur bei vorsätzlichem oder grob
fahrlässigem Handeln in Betracht.Entschei-
det ein Feuerwehrangehöriger im Einzelfall
im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens
über das Verfahren der Reinigung  - Ölbin-
demittel oder Nassreinigung -, so ist da-
durch schon begrifflich eine Amtspflichtver-
letzung im Sinne von § 839 BGB ausge-
schlossen.
Im Übrigen ist die Feuerwehr auch nach
dem Urteil des OVG nicht dafür zuständig,
einen reibungslosen und störungsfreien
Verkehr zu garantieren. Wenn der Einsatz-
leiter der Feuerwehr zu der Auffassung ge-
langt,dass man zu einer sachgerechten Rei-

nigung nicht in der Lage ist, kann er die Po-
lizei im Rahmen des § 44 Abs. 2 Satz 2 StVO
um die weitere Sperrung und Absicherung
der Fahrbahn bitten.

FSHG-REFORM ÜBERFÄLLIG

Nach dem Urteil des Oberverwaltungsge-
richts Münster besteht akuter gesetzgebe-
rischer Handlungsbedarf. Sowohl in den
Städten mit hauptamtlichen Feuerwehr-
leuten als auch insbesondere in Kommu-
nen, wo ausschließlich ehrenamtliche Feu-
erwehrleute tätig sind, fühlen sich diese als
„billige Straßenkehrer“ missbraucht. Nicht
zuletzt haben die Arbeitgeber der ehren-
amtlichen Feuerwehrleute kein Verständ-
nis für ein Fehlen ihrer Mitarbeiter wegen
solcher Einsätze.
Für die Kommunen bedeutet dies erneut
steigende Aufwendungen für Lohnfortzah-
lung an abhängig Beschäftigte sowie für
Zahlung von Verdienstausfall an Selbst-
ständige bei den Feuerwehren. Die Erwei-
terung der Möglichkeit des Kostenersatzes
in § 41 Abs. 2 FSHG wäre nicht ausreichend.
Hierbei würde zwar der Kostenaspekt be-
rücksichtigt, nicht jedoch die Belastung
der ehrenamtlichen Feuerwehrleute. Viel-
mehr muss der Landesbetrieb Straßenbau
NRW verpflichtet werden, Rahmenverträ-
ge mit Fachfirmen abzuschließen, die in
der Lage sind, außerhalb der Dienstzeiten
den Schaden aus Ölspuren fachgerecht zu
beheben. ●
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Zu den vom Arbeitskreis Steuerschätzung ver-
öffentlichten Zahlen zur mittelfristigen Steu-

erentwicklung von Bund, Ländern und Kommu-
nen für die Jahre 2007 bis 2011 stellte der Ge-
schäftsführer des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes (DStGB), Dr. Gerd Landsberg,
fest: „Das ist eine positive Entwicklung für die
öffentlichen Haushalte, jedoch darf jetzt das
vorrangige Ziel des Schuldenabbaus nicht außer
Acht gelassen werden.“ Die Steuerschätzung
prognostiziert für alle öffentlichen Haushalte al-
lein für das laufende Jahr Steuermehreinnah-
men von 20,2 Mrd. Euro gegenüber der zurück-
liegenden Schätzung. Dieser positive Trend setzt
sich laut Steuerschätzung auch in den Jahren bis
2011 fort.
Die Steuereinnahmen der Kommunen steigen
im Jahr 2007 auf insgesamt 70,5 Mrd. Euro, was

gegenüber dem Vorjahr einen Anstieg um 3,2
Mrd. Euro darstellt. Gegenüber der letzten Steu-
erschätzung wurden somit die prognostizierten
Steuereinnahmen noch einmal um 2,7 Mrd.
Euro nach oben korrigiert. Die Entwicklung ist
aber in den einzelnen Städten und Gemeinden
höchst unterschiedlich. Aufgrund von Struktur-
unterschieden geht der Steuerboom an einer
Vielzahl von Kommunen vorbei. So befinden
sich allein in Nordrhein-Westfalen von insge-
samt 396 Kommunen 162 in der Haushaltssi-
cherung, das heißt, sie können fortwährend ih-
re Haushalte nicht ausgleichen.
In Bezug auf die kommunalen Steuermehrein-
nahmen verwies Landsberg insbesondere auf
den Anstieg der Gewerbesteuereinnahmen.
„Dies zeigt einmal mehr, dass es richtig ist, im
Rahmen der Unternehmensteuerreform an die-

ser, für die Städte und Gemeinden wichtige Ein-
nahmequelle festzuhalten“.
In Hinblick auf die gesamtstaatliche Verschul-
dung von rund 1,5 Bill. Euro wird einmal mehr
deutlich, dass es keine Spielräume für Entla-
stungen gibt. Die öffentlichen Haushalte stehen
trotz sprudelnder Steuereinnahmen vor gewal-
tigen Investitionsanstrengungen in den unter-
schiedlichsten Bereichen wie Bildungspolitik,
Familienförderung und öffentlicher Infrastruktur
wie dem Ausbau von Ganztagsschulen und Kin-
dergärten. „Diese Herausforderungen gilt es ge-
nau wie den Schuldenabbau bei den jetzt vor-
gelegten Zahlen im Blick zu behalten“ so Lands-
berg, der sich dagegen ausspricht, etwaige
Steuermehreinnahmen sogleich für Entlastun-
gen zu nutzen. (DStGB-Pressemitteilung
30/2007 vom 11.05.2007)

KEINE ENTWARNUNG FÜR DIE KOMMUNEN 
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Verfügung der 
Kommunalaufsicht
1. In der von einer Gemeinde mit vorläufi-

ger Haushaltsführung für eine Kredit-
aufnahme gemäß § 82 Abs. 2 Satz 2 GO
NRW vorzulegenden, nach Dringlichkeit
geordneten Aufstellung der vorgesehe-
nen unaufschiebbaren Investitionen ori-
entiert sich der Begriff Dringlichkeit in
erster Linie an der sachlichen Notwen-
digkeit der Aufwendungen. Die Refinan-
zierbarkeit der Aufwendung („kosten-
rechnende Einrichtung“) weist dazu kei-
nen Bezug auf.

2. § 26 Abs. 8 Satz 2 GO NRW, wonach ein
Bürgerentscheid nach Ablauf von zwei
Jahren durch Ratsbeschluss abgeändert
werden kann, trifft keine Aussage, wann
ein Bürgerentscheid durchgeführt wer-
den muss. Vielmehr findet insoweit die
Pflicht des Bürgermeisters aus § 62 Abs.
2 Satz 2 GO NRW, Ratsbeschlüsse ohne
sachlich nicht gebotene Verzögerung
durchzuführen, entsprechende Anwen-
dung.

OVG NRW, Beschluss vom 4. April 2007 
- Az.: 15 B 266/07 -

Die antragstellende Gemeinde hatte be-
schlossen, eine Straße auszubauen und da-
bei zugleich den Mischwasserkanal zu sa-

nieren. Im Januar 2005 entschied ein Bür-
gerentscheid, dass die Ausbauentschei-
dung aufgehoben und die Verwaltung nur
noch beauftragt werde, den Kanal zu er-
neuern. Seit 2005 verfügt die Gemeinde
mangels genehmigten Haushaltssiche-
rungskonzepts nicht mehr über eine be-
kannt gemachte Haushaltssatzung. Der
Gemeinderat beschloss, die Kanalsanie-
rung in der Dringlichkeitsliste nach § 82
Abs. 2 Satz 2 GO NRW für das Haushalts-
jahr 2008 vorzusehen. Der antragsgegne-
rische Landrat als Kommunalaufsichtsbe-
hörde hob diesen Beschluss auf und ordne-
te unter Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung an, die Kanalsanierung für das Haus-
haltsjahr 2006 vorzusehen. Das von der
Gemeinde dagegen angestrengte Verfah-
ren des einstweiligen Rechtsschutzes hat-
te in der Beschwerdeinstanz Erfolg.
Das besondere öffentliche Vollziehungsin-
teresse hinsichtlich der kommunalauf-
sichtsrechtlichen Verfügung überwiegt
nicht das Interesse der Antragstellerin an
der aufschiebenden Wirkung ihrer Klage.
Die Verfügung erweist sich nämlich aus
den im Beschwerdeverfahren dargelegten
Gründen als offensichtlich rechtswidrig.
Die kommunalaufsichtsrechtliche Verfü-
gung hebt zum einen Beschlüsse des Rates
der Antragstellerin auf, mit denen die Ka-
nalsanierung in die Dringlichkeitsliste ge-
mäß § 82 Abs. 2 Satz 2 GO NRW für das
Haushaltsjahr 2008 aufgenommen bzw.

Massenpanik durch 
Handy-Virus-Warnung
In Pakistan hat ein Gerücht über einen angeblich
per Handy übertragenen Virus in Teilen des Lan-
des eine Massenpanik ausgelöst.Offenbar wurde
in Freitagspredigten vor den modernen Telekom-
munikationstechnologien gewarnt und dabei
auch auf einen angeblich auf den Menschen
übertragbaren Handy-Virus verwiesen.Tausende
Handynutzer riefen daraufhin bei ihren Mobilte-
lefon-Providern an.

Computerzeitschriften
werden eingestellt
Die seit mehr als zehn Jahren monatlich erschei-
nenden Publikums-Computerzeitschriften „PC
Professionell“ und „Internet Professionell“ stehen
nach Mitteilungen des Verlages vor dem Aus.Die-
ser will seine Geschäfte in Deutschland mit den
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„General-Anzeiger“ vom 09.05.2007

Juni-Ausgaben beenden. PC Professionell gibt es
seit 16 Jahren (verkaufte Auflage 156.000), Inter-
net Professionell besteht seit zwölf Jahren (Auf-
lage 21.000).

München führt
Domainliste an
Keine andere Stadt in Deutschland
verzeichnet so viele registrierte
deutsche Internetdomains wie
München. Nach der Jahresstatistik
des Verwalters der Domains mit der
Endung „.de“, der DeNIC, gab es in
der bayerischen Landeshauptstadt
bei 1,26 Mio. Einwohnern Ende
2006 insgesamt 355.737 .de-Do-
mains, also 282 pro 1.000 Einwoh-
ner. Platz zwei geht an Nürnberg,
gefolgt von Bonn. Im Vergleich zum
Vorjahr gab es auf Deutschland bezogen rund
acht Prozent mehr Domains. Derzeit sind mehr

als zehn Millionen Domains mit der Endung
„.de“ registriert.

Geldkarten bald
am PC aufladbar
In Kürze soll es nach dem Willen der In- 
itiative GeldKarte (www.geldkarte.
de) möglich sein, die GeldKarte, die
häufig auf Bankkarten integriert ist,
am heimischen PC aufzuladen. Hierzu
werden ein ausreichend sicherer Kar-
tenleser, ein aus dem Internet herun-
terzuladendes Computerprogramm
und eine zuvor auf ein Verrechnungs-
konto zu tätigende Überweisung nö-
tig sein. Entsprechende Kartenleser
sollen nach Presseberichten für gut 30
Euro erhältlich sein. Nach Aufladung
kann die GeldKarte etwa an Parkauto-

maten oder in Bussen und Bahnen zum Ticket-
kauf eingesetzt werden. ●

zusammengestellt von 
Dr. iur. Lutz Gollan,

IT-Referent beim StGB
NRW, E-Mail: Lutz.Gollan@ 

kommunen-in-nrw.de
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diese zeitliche Zuordnung bestätigt wur-
de. Zum anderen ordnet sie die Aufnahme
dieser Maßnahme in die Dringlichkeitslis-
te für das Haushaltsjahr 2006
an.
Nach § 122 Abs. 1 GO NRW kann
die Aufsichtsbehörde, hier der
Antragsgegner, Beschlüsse des
Rates aufheben, die das gelten-
de Recht verletzen. Dass die in
Rede stehende Kanalbaumaß-
nahme nicht vor dem Haus-
haltsjahr 2008 ausgeführt
werden soll, verletzt das gel-
tende Recht nicht.
Eine Gemeinde mit vorläufiger
Haushaltsführung hat dem An-
trag auf Genehmigung einer
Kreditaufnahme eine nach
Dringlichkeit geordnete Auf-
stellung der vorgesehenen unaufschieb-
baren Investitionen beizufügen. Eine Vor-
verlagerung der Kanalbaumaßnahme in
die Zeit vor 2008 stünde weder im Ein-
klang mit den haushaltsrechtlichen Vo-
raussetzungen, noch könnte sie mit dem
erfolgten Bürgerentscheid gerechtfertigt
werden.
Eine Planung der Sanierungsmaßnahme
vor dem Jahre 2008 widerspräche ange-
sichts des Zustands des Kanals dem Erfor-
dernis der Unaufschiebbarkeit der Investi-
tion: Eine Dringlichkeit der Sanierung aus
abwassertechnischen Gründen wird vom
Antragsgegner selbst nicht geltend ge-
macht. Auch nach Aktenlage kann davon
nicht ausgegangen werden.
Zu Unrecht meint der Antragsgegner in der
angegriffenen Aufsichtsverfügung, die Ein-
stufung der Kanalsanierung für ein Haus-
haltsjahr vor 2008 sei deshalb vertretbar,
weil es sich um eine kostenrechnende Ein-
richtung handele, weil also die mit der Auf-
nahme in die Dringlichkeitsliste vorgesehe-
ne Kreditaufnahme letztlich haushaltsun-
schädlich sei, da sie mit höheren Einnah-
men aus Kanalbenutzungsgebühren ver-
bunden sei. Ob diese Annahme zutrifft, er-
scheint nicht zweifelsfrei: So trägt die An-
tragstellerin vor,es sei mit Gebührenausfäl-
len zu rechnen, weil die Kosten einer Sanie-
rung eines noch nicht sanierungsbedürfti-
gen Kanals nicht in die Gebührenbedarfsbe-
rechnung eingestellt werden könnten. Da-
von unabhängig ergeben sich gewichtige
Zweifel daraus, dass für den Fall, dass der
Kanal auch der Straßenentwässerung dient,

Der Vier-Jahreszeiten-Park in der Stadt Oelde ist einer von 22 Gärten in Westfalen, die in das
Europäische Gartennetzwerk „European Garden Heritage Network“ (EGHN) aufgenommen

worden sind. Oeldes Bürgermeister Helmut Predeick (Foto links), der Direktor des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe (LWL), Dr. Wolfgang Kirsch (2. v. links), der Vorsitzende des Forums
Oelde, Hans-Gerd Voelker (2. v. rechts), und der Landrat des Kreises Warendorf Dr. Olaf Gerik-
ke (rechts) konnten nun am
Vier-Jahreszeiten-Park das
EGHN-Schild anbringen. Im
EGHN haben sich neben dem
LWL weitere zehn Partner aus
Deutschland, Frankreich und
Großbritannien zusammenge-
schlossen, um Parks und Gär-
ten als wichtigen Teil der regio-
nalen Kulturlandschaft in den
Blickpunkt der Öffentlichkeit zu
rücken. Schwerpunkt des Pro-
jektes sind regionale Garten-
routen.

PARKS IN EUROPÄISCHER LIGA
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nach § 8 Abs. 4 Satz 4 KAG NRW ein dem Ge-
meindeanteil entsprechender Teil des Auf-
wandes bei einem zu erhebenden Straßen-

baubeitrag nicht refinanzierbar
auf die Antragstellerin entfal-
len würde.
All dies bedarf hier aber keiner
Klärung: § 82 GO NRW unter-
wirft die Gemeinde, die man-
gels bekannt gemachter Haus-
haltssatzung der vorläufigen
Haushaltsführung unterliegt,
besonderen Restriktionen, die
sich in erster Linie an der sach-
lichen Notwendigkeit der Auf-
wendungen orientieren. Auf
dieser Grundlage kann die in §
82 Abs. 2 Satz 2 GO NRW gefor-
derte Unaufschiebbarkeit der
Investition nicht mit der Refi-

nanzierbarkeit der Aufwendung begrün-
det werden, weil die Frage der Finanzie-
rung keinen Bezug zu der gebotenen sach-
lichen Notwendigkeit der Aufwendung
aufweist.
Die angegriffene Verfügung geht ferner
davon aus, dass sich die besondere Dring-
lichkeit der Kanalsanierung in der K.-Stra-
ße aus dem Umstand ergebe, dass die
Maßnahme durch Bürgerentscheid von Ja-
nuar 2005 beschlossen worden sei. Auch
diese Begründung ist ersichtlich nicht
tragfähig.

Es ist schon zweifelhaft, ob das Bürgerbe-
gehren überhaupt die Kanalsanierung als
positive Maßnahme zum Gegenstand hat
oder sich nicht vielmehr auf die Aufhe-
bung des Beschlusses beschränkt, die K.-
Straße auszubauen.
Auch § 26 Abs. 8 Satz 2 GO NRW, der die Ab-
änderung eines Bürgerentscheids nach Ab-
lauf von zwei Jahren durch Ratsbeschluss er-
laubt, gibt - anders, als der angegriffene Be-
scheid es annimmt - nichts dafür her, dem
Bürgerentscheid eine solche Zeitvorgabe zu
entnehmen. Richtig ist zwar, dass ein Bür-
gerentscheid vom Bürgermeister entspre-
chend § 62 Abs. 2 Satz 2 GO NRW auszufüh-
ren ist.Richtig ist auch,dass der Bürgermeis-
ter nicht befugt ist, diese Ausführung ohne
sachlichen Grund hinauszuzögern. Jedoch
verbleibt dem Bürgermeister das Recht und
obliegt ihm die Pflicht, den Bürgerentscheid
- wie auch jeden Ratsbeschluss - nach einem
sachlich vertretbaren Zeitplan umzusetzen.
Alleine dafür könnte ein Bürgerentscheid
zeitliche Vorgaben machen. Das ist hier, wie
ausgeführt, nicht der Fall.
Schließlich wäre selbst dann,wenn dem Bür-
gerentscheid zu entnehmen wäre, dass eine
rasche Sanierung vor dem Haushaltsjahr
2008 gewollt war, die Verfügung offensicht-
lich rechtswidrig. Ein Bürgerentscheid unter-
steht nicht anders als ein Ratsbeschluss dem
geltenden Recht, hier dem Recht der vorläu-
figen Haushaltsführung nach § 82 GO NRW.

G E R I C H T
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Hauptreferent 
Andreas Wohland,

StGB NRW
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Grundsteuer für 
selbstgenutzte 
Einfamilienhäuser
Die Erhebung von Grundsteuer auch für
selbstgenutzte Einfamilienhäuser ist ver-
fassungsrechtlich unbedenklich.

OVG NRW, Beschluss vom 25. April 2007 
- Az.: 14 A 661/06 -

Der 14. Senat des OVG hat den Antrag eines
Ehepaares aus Krefeld auf Zulassung der Be-
rufung gegen ein Urteil des Verwaltungsge-
richts Düsseldorf abgelehnt, mit dem die
Klage gegen einen Grundsteuerbescheid
der Stadt Krefeld aus dem Jahr 2005 abge-
wiesen worden war.
Die Kläger sind Eigentümer eines mit einem
von ihnen genutzten Einfamilienhaus be-
bauten Grundstücks in Krefeld. Für dieses
Grundstück zog die Stadt Krefeld die Kläger
im Jahr 2005 zu einer Grundsteuer von
493,10 EUR heran. Dagegen klagte das Ehe-
paar beim Verwaltungsgericht Düsseldorf,
das die Klage allerdings abwies. Gegen die-
ses Urteil beantragten die Kläger beim Ober-
verwaltungsgericht die Zulassung der Beru-
fung im Wesentlichen mit der Begründung,
die Erhebung von Grundsteuer auch für
selbstgenutzte Einfamilienhäuser sei verfas-
sungswidrig, sie verstoße insbesondere ge-
gen den Gleichbehandlungsgrundsatz des
Grundgesetzes. Dem ist das OVG nicht ge-
folgt. Es hat den Antrag auf Zulassung der
Berufung mit dem o. g. Beschluss als unbe-
gründet zurückgewiesen. Zur Begründung
hat es ausgeführt: Wie schon andere Ober-
verwaltungsgerichte bzw. Verwaltungsge-
richtshöfe und der Bundesfinanzhof in frü-
heren Entscheidungen entschieden hätten,
sei die Erhebung von Grundsteuer auch für
selbstgenutzte Einfamilienhäuser verfas-
sungsrechtlich unbedenklich. Ein Verstoß
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz
des Grundgesetzes liege nicht vor.
Die Kläger - und andere Grundstückseigentü-
mer sowie sonstige Interessierte - hatten wei-
tere Hoffnung in das beim OVG geführte Be-
rufungszulassungsverfahren gesetzt, nach-
dem das Bundesverfassungsgericht mit Be-
schluss vom 21.06.2006 - 1 BvR 1644/05 - eine
die Grundsteuer betreffende Verfassungsbe-
schwerde nicht zur Entscheidung angenom-
men und diese Entscheidung - wie durchaus
üblich - nicht begründet hatte.

Der Beschluss des OVG ist unanfechtbar.Die
Kläger haben allerdings bereits angekün-
digt, Verfassungsbeschwerde zum Bundes-
verfassungsgericht erheben zu wollen.

Grundsteuererlass bei
strukturellem Leerstand

Ein Grundsteuererlass gem. § 33 Abs. 1
Grundsteuergesetz (GrStG) kommt nicht
nur bei atypischen und vorübergehenden
Ertragsminderungen in Betracht, sondern
kann auch strukturell bedingte Ertragsmin-
derungen von nicht nur vorübergehender
Natur erfassen. (Änderungen der Recht-
sprechung des BVerwG.)

BVerwG, Beschluss vom 24. April 2007 
- Az.: GmS-OGB 1.07 -

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich der
Auffassung des Bundesfinanzhofes ange-
schlossen, dass ein Grundsteuererlass ge-
mäß § 33 Abs. 1 Grundsteuergesetz (GrStG)
nicht nur bei atypischen und vorübergehen-
den Ertragsminderungen in Betracht
kommt, sondern auch strukturell bedingte
Ertragsminderungen nicht nur vorüberge-
hender Natur erfassen kann.
Das BVerwG hatte im Jahr 2001 entschie-
den, dass ein Grundsteuererlass wegen ei-
ner Ertragsminderung für Mietobjekte
nicht in Betracht kommt, wenn diese auf
die allgemeine Wirtschaftslage, d. h. auf
einen so genannten strukturellen Leer-
stand zurückzuführen ist. Von einer sol-
chen Situation seien alle Grundstücksei-
gentümer betroffen. Deshalb komme nicht
ein auf den Einzelfall bezogener Steuerer-
lass in Betracht. Der in der Unvermietbar-
keit zum Ausdruck kommende geringere
Wert des Mietobjekts könne nur bei einer
Neufestsetzung des Einheitswertes be-
rücksichtigt werden. Ein Grundsteuerer-
lass sei deshalb nur in Fällen atypischer
und vorübergehender Ertragsminderung
zu gewähren.
Von dieser Rechtsprechung will der Bundes-
finanzhof in einem von ihm zu entscheiden-
den Fall abweichen. In dem hierfür vorgese-
henen Verfahren vor dem Gemeinsamen
Senat der obersten Gerichtshöfe des Bun-
des hat das Bundesverwaltungsgericht mit-
geteilt, dass es an seiner bisherigen Recht-
sprechung nicht mehr festhalte. ●
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